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Stellungnahme zur Vernehmlassung zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes (URG)  


 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin 


 


Mit Schreiben vom 17. Dezember 2015 haben Sie uns eingeladen, zur Revision des 


Urheberrechtsgesetzes (URG) Stellung zu nehmen. Diese Gelegenheit der Meinungsäusserung 


nehmen wir gerne wahr. economiesuisse hat bei seinen Mitgliedern – bestehend aus 100 


Branchenverbänden, 20 kantonalen Handelskammern sowie grösseren Einzelunternehmen – eine 


Konsultation durchgeführt und nimmt gestützt darauf aus einer übergeordneten gesamtwirtschaftlichen 


Sicht Stellung. Wir konzentrieren uns auf eine grundsätzliche, branchenübergreifende Beurteilung der 


Vorlage, da durch unsere Mitglieder aufgrund ihrer spezifischen Interessen und Betroffenheit von den 


geplanten Massnahmen zur Pirateriebekämpfung unterschiedliche Akzente gesetzt wurden. Bezüglich 


der spezifischen Anliegen der direkt betroffenen Kreise verweisen wir auf die separaten Eingaben 


unserer besonders betroffenen Mitglieder, insbesondere eBay, ICT Switzerland, ifpi Schweiz, SWICO, 


Swisscom, Swissdigital, Verband Schweizer Medien (VSM) und Verband Schweizer Privatradios 


(VSP). Wir unterstützten die entsprechenden Anliegen, soweit sie der nachstehenden Stellungnahme 


nicht widersprechen. 


 


Zusammenfassung: 


Kernanliegen der Revision ist es, die Online-Piraterie zu bekämpfen. economiesuisse 


unterstützt generell die wirksame Durchsetzung von Immaterialgüterrechten und entsprechend 


auch des Urheberrechts. Die Massnahmen zur Durchsetzung dürfen aber nicht überschiessend 


sein. Soweit bei der Bekämpfung von Urheberrechtsverletzungen im Internet Lücken bestehen, 
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sind diese zu schliessen, wobei die legitimen Interessen aller Beteiligten austariert werden 


müssen. Die im Vorentwurf vorgeschlagenen Massnahmen sind in weiten Teilen praxisfremd, 


kompliziert und kostentreibend. Wir erachten sie als unverhältnismässig und zur Eindämmung 


der Piraterie teilweise unwirksam. In dieser Form lehnen wir daher die Massnahmen ab und 


beantragen eine grundlegende Überarbeitung anhand der Erwägungen in dieser Stellungnahme. 


Die Wirtschaft braucht konstruktive, praxistaugliche und einfach umsetzbare Lösungen im 


Umgang mit Urheberrechten. Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist die Funktionsfähigkeit des 


Internets als zentrale Infrastruktur der Wirtschaft und der Informationsgesellschaft dabei 


prioritär.  


Insgesamt kritisieren wir, dass der Vorentwurf in diversen Punkten – gerade auch bei 


Regelungsgegenständen, bei denen die Teilnehmenden der AGUR 12 eine grundsätzliche 


Einigung erzielt hatten – über die Empfehlungen der AGUR 12 hinausgehen. 


Explizit begrüssen wir hingegen die Regelungen betreffend der Abschaffung der 


Mehrfachbelastung auf Leerträger, die Verwendung von verwaisten Werken sowie die 


Verwendung von Werken zu wissenschaftlichen Zwecken. 


 


 


1. Grundsätzliche Bemerkungen  


 


Das Urheberrecht hat wie die anderen Rechte des geistigen Eigentums eine wichtige Anreizfunktion für 


Investitionen. Die Anpassung des URG an das digitale Zeitalter ist von entsprechender wirtschaftlicher 


Relevanz. Hierbei muss ein Ausgleich der verschiedenen Interessen gefunden werden. Die 


anbietenden Unternehmen sind auf einen griffigeren Rechtsschutz angewiesen, um rascher und 


effizienter gegen Online-Piraterie vorgehen zu können. Aus Sicht der nutzenden Unternehmen darf der 


für die Wirtschaft wichtige Zugang zu Informationen nicht behindert werden; das gilt im Übrigen auch 


für die Forschung im universitären Umfeld. Ebenso zu berücksichtigen sind die Anliegen der 


Bereitsteller von Infrastruktur, denen eine Vermittlerrolle zukommt. Massnahmen zur Durchsetzung von 


Urheberrechten müssen gesetzesmässig und verhältnismässig sein, in den Verfahren müssen die 


rechtsstaatlichen Grundsätze gewährleistet sein, und Verfahrenskosten haben grundsätzlich diejenigen 


zu tragen, welche die Massnahmen zur Durchsetzung ihrer spezifischen Rechte in Anspruch nehmen.  


 


Das Internet ist eine zentrale Infrastruktur der Wirtschaft, die mit der rasant fortschreitenden 


Digitalisierung immer mehr an Bedeutung gewinnen wird. Daher müssen Regulierungen, die das 


Internet betreffen, stets aus einer Gesamtoptik und nicht unter dem Aspekt von Individualinteressen 


betrachtet werden. Schutz-, Durchsetzungs- und Kommunikationsinteressen müssen in eine Balance 


gebracht werden. Im Zweifelsfall muss der Funktionsfähigkeit des Internets Vorrang zukommen. Daran 


misst economiesuisse alle Regulierungen, unabhängig davon ob sie als Gesetze oder 


Selbstregulierung formuliert sind. Generell sind freiwillige Massnahmen und Vereinbarungen unter den 


Marktteilnehmern gesetzlichen Regeln vorzuziehen. Sie sind meist einfacher sowie effizienter 


umzusetzen und ermöglichen eine schnellere und aktivere Anpassung an veränderte Marktverhältnisse 


als gesetzlich verankerte Normen. Gerade wegen der Schnelllebigkeit der Internettechnologien ist 


überdies auf eine technologieneutrale Gesetzesterminologie zu achten. Die individuelle Verwertung 


von Urheberrechten ist grundsätzlich der Kollektiven vorzuziehen. Mehrfachbelastungen für die 


Nutzung von urheberrechtlich geschützten Inhalten sind zu vermeiden. 


 


Insgesamt braucht die Wirtschaft konstruktive, praxistaugliche und einfach umsetzbare 


Lösungen im Umgang mit Urheberrechten. Der Staat darf die Entwicklung neuer (legaler) 


Geschäftsmodelle nicht durch rigide einseitige Vorschriften behindern oder verunmöglichen.  
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Insbesondere nicht, um in erster Linie bestehende Modelle zu schützen und (veraltete) Strukturen zu 


erhalten. Wettbewerbsverzerrungen sind zu vermeiden.  


 


Generell kritisch beurteilen wir, dass der Vorentwurf in diversen Punkten – gerade auch bei 


Regelungsgegenständen, bei denen die Teilnehmenden der AGUR 12 eine grundsätzliche 


Einigung erzielt hatten – über die Empfehlungen der AGUR 12 hinaus geht. Es ist überraschend, 


dass zuerst ein für alle Beteiligten zeit- und kostenaufwendiger Dialog durchgeführt wird und danach 


die Vorlage ohne ersichtlichen Grund gemeinsam entwickelte Resultate nicht berücksichtigt. 


 


 


2. Beurteilung der Massnahmen zur Bekämpfung von Online-Piraterie (Art. 62a ff. VE-URG) 


 


Das Kernanliegen der Revision ist es, die Durchsetzbarkeit von Urheberrechten im Online-Bereich zu 


stärken. Heute anerkanntermassen bestehende Hindernisse sollen durch eine Anpassung des URG an 


das digitale Zeitalter beseitigt werden. 


 


economiesuisse anerkennt das Ziel, Online-Piraterie zu bekämpfen. Das Risiko für 


Folgeverletzungen ist bei illegal ins Internet gestellten Werken (Filme, Musik, Texte) hoch. 


Urheberrechtsmissbräuche führen bei den Urhebern sowie der nachgelagerten Urheberrechteindustrie 


zu Verdiensteinbussen. Deren Anliegen, wirksam dagegen vorgehen zu können, ist berechtigt. 


Geistiges Eigentum hat nur einen Wert, wenn der Rechteinhaber (Urheber und 


Leistungsschutzberechtigte) sein Recht wirksam gegenüber potenziellen Verletzern durchsetzen kann. 


Auch im Internet muss eine effiziente Durchsetzung von Rechten gewährleistet sein. In der Schweiz 


wird der Download von Inhalten aus illegaler Quelle als zulässiger Privatgebrauch gewertet (hier drängt 


sich auch keine Veränderung auf, zumal kollektive Tarife für Speichernutzungen bestehen). Mit dem 


“Logistep“-Entscheid des Bundesgerichts vom 8. September 2010 (BGE 136 II 508) wurde aber die 


Nachforschung bei Urheberrechtsverletzungen – und damit die Rechtsdurchsetzung – aus 


datenschutzrechtlichen Gründen erschwert. 


 


Der Bundesrat will daher eine klare gesetzliche Grundlage zur Bekämpfung von 


Urheberrechtsmissbräuchen im Internet schaffen, mit der die legitimen Interessen aller Beteiligten 


austariert werden und die heutige gesetzliche Lücke geschlossen wird. Weil sich die von der AGUR12 


empfohlenen Massnahmen über die Verfahrensparteien, d.h. über Rechteinhaber und Verletzer hinaus 


auch auf Dritte auswirken, müssen die Rechte und Pflichten sämtlicher betroffener Akteure 


eindeutig definiert werden. Direkt betroffen sind insbesondere die Internetserviceprovider (ISP), bei 


denen technisch am einfachsten angesetzt werden kann und denen aus diesem Grund umfangreiche 


Mitwirkungspflichten auferlegt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass zivilrechtliche Ansprüche im 


Grundsatz von Privaten über die Gerichte durchgesetzt werden müssen, notfalls mittels provisorischer 


Massnahmen. Wenn nun mit der Urheberrechtsrevision eine Sonderregelung geschaffen wird, indem 


den Intermediären Mitwirkungspflichten übertragen werden, so ist darauf zu achten, dass von diesem 


Grundsatz so wenig wie möglich abgewichen wird. 


 


Die vorgesehene (temporäre oder dauerhafte) Entfernung von Netzinhalten und Netzsperren tangieren 


zudem die Freiheit und Offenheit des Internets. Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist die 


Funktionsfähigkeit des Internets als zentrale Infrastruktur der Wirtschaft und der 


Informationsgesellschaft prioritär. Eingriffe müssen daher verhältnismässig sein und so ausgestaltet 


werden, dass unerwünschte Auswirkungen auf die sich legal verhaltenden Betroffenen minimal sind. 


 


Die im Entwurf vorgeschlagenen Massnahmen zur Pirateriebekämpfung erfüllen das 


Verhältnismässigkeitserfordernis nicht. Hier sehen wir erheblichen Nachbesserungsbedarf. Die 
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Bestimmungen zielen wohl auf einen Interessenausgleich ab; sie sind jedoch in weiten Teilen 


praxisfremd, kompliziert und wirken dabei kostentreibend. Einfache Lösungen sind letztlich 


auch deshalb notwendig, weil das Gesetz nicht nur von den Spezialisten der 


Anspruchsgruppen, sondern auch von den Bürgerinnen und Bürgern und der Politik 


nachvollzogen werden können soll. Weiter bezweifeln wir die Wirkung der Massnahmen im 


Kampf gegen die Internetpiraterie zumindest zum Teil. 


 


 


2.1 Pflichten für Hosting Provider beim zentralisierten System: Take-down, Stay-down; 


Selbstregulierung (Art. 66 b und c VE-URG) 


 


Nach Art. 66b VE-URG muss der Hosting Provider auf Mitteilung (Notice) des Rechteinhabers den 


mutmasslich rechtsverletzenden Inhalt vom Server sperren/entfernen (Take-down, Abs. 1). Gleichzeitig 


muss er die Mitteilung an den Kunden, der das betreffende Werk ins Internet gestellt hat, weiterleiten 


und ihn darüber informieren, dass er die Möglichkeit hat, der Sperrung/Entfernung zu widersprechen 


und dass diesfalls seine Identität bekannt gegeben wird (Abs. 2). Widerspricht der Kunde, wird das 


Werk umgehend wieder hochgeladen, bis die Angelegenheit vor Gericht geklärt werden konnte 


(Abs. 3). Erfolgt kein Widerspruch oder wird das Werk nach dem Gerichtsverfahren wieder 


gesperrt/entfernt, muss der Hosting Provider im Rahmen des technisch Machbaren und wirtschaftlich 


Zumutbaren verhindern, dass das Werk erneut über seine Server angeboten wird (Stay-down, Abs. 4). 


Diese Pflicht soll nicht gelten für Hosting Provider, die einer Selbstregulierungsorganisation (SRO) 


angeschlossen sind (Art. 66c Abs. 2 VE-URG). Einer SRO können sich allerdings nur Hosting Provider 


mit Sitz in der Schweiz anschliessen (Art. 66c Abs. 1 VE-URG). 


 


Die Regelung soll gemäss erläuterndem Bericht für Hosting Provider „im weitesten Sinn“ gelten. 


Aufgrund der unglücklich gewählten Terminologie ist sie potenziell auf einen sehr weiten Kreis von 


Unternehmen anwendbar. 


 


economiesuisse fordert die Streichung von Art. 66 b und c VE-URG. Es ist nicht 


nachvollziehbar, weshalb ausgerechnet der Bereich von Hosting-Dienstleistungen, der nicht 


dem FMG untersteht und in welchem deshalb Selbstregulierungsmassnahmen möglich sind, am 


kompliziertesten geregelt werden soll. Die vorgeschlagene Regelung schafft mehr Probleme, als 


dass von ihr ein Nutzen für die Bekämpfung der Piraterie ausgehen würde. Sie geht mit einer 


gesetzlichen Take-down-Verpflichtung für alle Hosting Provider im weitesten Sinn (und nicht nur für 


jene, deren Geschäftsmodell offensichtlich auf Rechtsverletzungen durch die Nutzer angelegt ist oder 


die solche absichtlich fördern) sowie einer Stay-down-Verpflichtung, die als Ansatzpunkt ebenfalls für 


alle Anbieterinnen gilt und eine aktive Angebotsüberwachung notwendig macht, weit über die 


Empfehlungen der AGUR12 hinaus. Diese ausgeweiteten Pflichten belasten die Unternehmen 


unverhältnismässig. Der administrative Zusatzaufwand kann vor allem für Start-Ups 


investitionshemmend wirken und Markteintritte verhindern. Auf eine zusätzliche Regulierung sollte 


verzichtet werden. Für Hosting Provider gibt es bereits die wirksame Selbstregulierung der 


Swiss Internet Industry Association (SIMSA). Die Branchenvereinbarung wird regelmässig evaluiert 


und auch externe Gremien wie die AGUR12 bestätigen dessen Funktionieren und Nutzen. An dieser 


Selbstregulierung soll festgehalten werden. Sie sollte auch nicht zum Gegenstand eines formellen 


Gesetzes gemacht werden, da der Selbstregulierung – wo sie möglich ist – der Vorrang gegenüber 


einer staatlichen Regulierung zu geben ist.  


 


Sollte dennoch am vorgesehenen Ansatz festgehalten werden, beantragen wir eine Überarbeitung 


unter Berücksichtigung folgender Punkte: 
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 Zur Terminologie des Hosting Providers: Der umständliche Begriff „Anbieterinnen 


abgeleiteter Kommunikationsdienste“ sollte auf keinen Fall Eingang ins URG finden. Hier 


ist der Begriff überschiessend und schädlich. Der VE-URG übernimmt den Begriff 


„Anbieterinnen von abgeleiteten Kommunikationsdiensten“ aus dem BÜPF (Art. 66b Abs. 1 VE-


URG). Darunter sind „Anbieterinnen von Diensten, die gestützt auf Fernmeldedienste (d.h. IP-


basiert) eine Einweg- oder Mehrwegkommunikation ermöglichen“ zu verstehen (Art. 2 Abs. 2 lit. c 


BÜPF). Cloud-Storage-Dienste, die das Hochladen von Dokumenten für den privaten Gebrauch 


ermöglichen, könnten ebenso betroffen sein wie auch reine Server-Hosting-Dienste, VoIP-


Telefonie und Messaging-Dienste. Betroffen können selbst Restaurants oder Postautos sein, die 


Ihren Gästen über WLAN Zugang zum Internet ermöglichen. Der gewählte Begriff ist potentiell 


uferlos und es ist bereits heute nicht klar, wo die Abgrenzung verläuft. Eine Übernahme des 


Begriffs vom BÜPF ins URG ist auch deshalb verfehlt, weil die beiden Gesetze gänzlich 


andere Zwecke verfolgen. Im URG muss der Begriff des Hosting Providers klar abgegrenzt 


definiert werden. Dies gilt umso mehr, als den Anbieterinnen im URG nicht nur 


Duldungspflichten, sondern weitgehende Mitwirkungspflichten auferlegt werden.  


 


Sehr problematisch erscheint uns auch, dass einerseits wegen des sehr weiten 


persönlichen Geltungsbereichs von Art. 2 Abs. 2 lit. c BÜPF unzählige interaktive oder 


kollaborative Web 2.0-Dienste potenziell von Art. 66b VE-URG erfasst werden, dass die 


Bestimmung aber andererseits eigentlich auf das Modell klassischer Hosting Provider 


gemünzt zu sein scheint. Dies wird in Art. 66b Abs. 3 Satz 3 deutlich, wo Pflichten zur 


Bekanntgabe der Identität der Nutzer statuiert werden. In der Regel werden aber solche Web 2.0-


Dienste den gesetzlich vorgesehen Pflichten (Mitteilung an Kunden über Take-down mit 


Information über Widerspruchsmöglichkeit, Bekanntgabe der Identität des Kunden für gerichtliche 


Klärung) gar nicht nachkommen können, weil sie die Identität der Plattform-Nutzer nicht kennen 


(für Internetnutzer kann es sehr gute datenschutz- und persönlichkeitsrechtsmotivierte Gründe 


geben, anonym zu bleiben). Folglich bliebe offenbar nur eine Sperrung von Inhalten, die dann aber 


ohne Widerspruchsmöglichkeit und gerichtliche Beurteilung erfolgen würde, was aus 


rechtsstaatlichen Gründen zu vermeiden ist. 


 


 Notice-and-Take-down-Verfahren: Es bräuchte bestimmte formale und inhaltliche 


Mindestvorgaben für die Verletzungsmitteilung an den Hosting Provider (z.B. Absender, 


Zusicherung von Berechtigung, genaue Bezeichnung der beanstandeten Inhalte, Begründung der 


Unzulässigkeit etc.). Ansonsten könnten ohne jede Begründung die Löschung von missliebigen 


Inhalten erwirkt werden. Das Instrument des unmittelbaren Take-down würde geradezu zum 


Missbrauch einladen. Es dürfte auch von Personen verwendet werden, die sich aus anderen 


Gründen an Inhalten stören (etwa wegen behaupteter Verletzung von Persönlichkeitsrechten oder 


unlauteren Wettbewerbs oder aus Konkurrenzgründen). 


 


 Die Stay-Down-Verpflichtung beurteilen wir als unverhältnismässig. Sie sollte der 


Stossrichtung der AGUR12 zufolge die schwarzen Schafe unter den Hosting Providern treffen, die 


systematische Rechtsverletzungen ihrer Kunden zum Geschäftsmodell machen. Die im Entwurf 


vorgesehene gesetzliche Pflicht zum Stay-down trifft nun jedoch, entgegen der Diskussion in der 


AGUR12, als Ausgangspunkt alle Hosting Provider (im sehr weiten Sinne des BÜPF). In diesem 


Punkt müsste die Regelung wieder auf den Konsens der AGUR12 beschränkt werden.  


 


 Ausländischen Hosting Providern – die mit ihren Diensten durchaus in den 


Anwendungsbereich des Schweizer URG gelangen können – ist der Weg, sich einer 


Selbstregulierungsorganisation anzuschliessen, verschlossen (Art. 66 c Abs. 1 VE-URG). 


Dadurch werden sie Anbieterinnen, deren Geschäftsmodell auf der Förderung systematischer 
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Verletzungen aufbaut, gleichgestellt und in fragwürdiger Weise diskriminiert (Art. 8 und 27 BV 


sowie Prinzip der Inländerbehandlung nach Art. XVII Allgemeines Abkommen über den 


Dienstleistungshandel der WTO [GATS]). 


 


 Der Umstand, dass der Umfang der Stay-down-Verpflichtung nicht näher umschrieben ist 


(„im Rahmen des technisch Machbaren und wirtschaftlich Zumutbaren“), schafft 


regulatorische Risiken für die Unternehmen. Je nach Umfang der Pflichten wird der Betrieb 


eines sozialen Netzwerks, eines Video- oder eines Musikdiensts (wie z.B. Soundcloud) 


wirtschaftlich schnell unattraktiv oder unmöglich. Ausserdem würde die Regelung die in der 


Schweiz domizilierten Anbieterinnen benachteiligen, da die Gefahr besteht, dass Kunden zu 


ausländischen Providern wechseln, die keinen vergleichbaren Pflichten unterliegen. Die Stay-


Down-Pflicht würde die Schweiz als IT-Standort schwächen.  


 


 Es bleibt auch unklar, wie ein Hosting Provider der Stay-down-Verpflichtung technisch 


nachkommen soll. Automatisierte Verfahren, welche Inhalte ausreichend treffsicher aus einem 


Angebotsbestand entfernen oder fernhalten, gibt es anerkanntermassen nicht. Ebenso erscheint 


eine Verpflichtung, den gesamten Angebotsbestand fortwährend auf mögliche neuerliche 


gleichartige Verstösse hin zu untersuchen, unverhältnismässig. In der Europäischen Union etwa 


wäre eine solche Verpflichtung unvereinbar mit Art. 15 der E-Commerce-Richtlinie, der eine Pflicht 


zur generellen Überwachung der gespeicherten Inhalte ausschliesst. Ohne aber sämtliche von 


Dritten zur Speicherung neu hochgeladenen Inhalte auf bestimmte, mit früher gemeldeten Inhalten 


übereinstimmende Merkmale hin zu überprüfen, kann einer Stay-Down-Verpflichtung nicht 


nachgekommen werden. Insofern sich die vorgeschlagene Regelung im Widerspruch zu den 


Haftungsbegrenzungen der E-Commerce Richtlinie stellt, würde der Standort Schweiz für die 


Internetwirtschaft gegenüber der EU an Attraktivität verlieren. 


 


 Überdies sollte auf die Übernahme der deutschen Rechtsprechung der "Störerhaftung" 


verzichtet werden, umso mehr, als diese in der EU einzigartig ist und als europarechtlich 


problematisch angesehen wird. Eine Übernahme der „Störerhaftung“ würde dazu führen, dass 


die in Deutschland ausufernde Haftung für Intermediäre und die damit einhergehende 


Rechtsunsicherheit auch in die Schweiz Einzug hält, obwohl aufgrund neuerer EuGH-


Rechtsprechung Tendenzen erkennbar sind, wonach der BGH seine Rechtsprechung in diesem  


Bereich wieder korrigiert. 


 


 


2.2 Pflichten für Access Provider beim zentralisierten System: Zugangssperren bei offensichtlich 


widerrechtlichen Piraterieseiten (Art. 66d VE-URG) 


 


Der Vorentwurf sieht die Anordnung von IP- und DNS-Blocking-Massnahmen vor: Macht ein „Angebot“ 


ein Werk „in offensichtlich widerrechtlicher Weise“ zugänglich und kann nicht auf den Hosting Provider 


zugegriffen werden, kann der Rechteinhaber beim IGE beantragen, dass der Zugang zu diesem 


Angebot durch den Access Provider gesperrt wird. Dieser Rückgriff auf den Access Provider stellt eine 


Eskalationsstufe dar in Fällen, in denen der Rechteinhaber vom Hosting Provider keine Entfernung des 


Inhalts (Take down) verlangen kann, weil dieser seine Herkunft verschleiert oder den Sitz im Ausland 


hat.  


 


economiesuisse lehnt Internetsperren grundsätzlich und insbesondere auch im URG ab. Sie 


bedeuten quasi eine Internetzensur und können technisch leicht umgangen werden. Überdies 


besteht immer die Gefahr eines Overblockings, d.h. dass ungewollt auch legale Inhalte 


unzugänglich werden. Gemäss dem erläuternden Bericht besteht ausserdem die Gefahr, dass 
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Massnahmen zur Umgehung von Zugangssperren die Stabilität des Internets beeinträchtigen 


können. Angesichts dieser verschiedenen Probleme verneinen wir die Verhältnismässigkeit der 


vorgesehenen Sperren. Der von ihnen erhoffte Nutzen vermag ihre Nachteile nicht zu 


überwiegen.  


 


Sollte dennoch an den Sperren festgehalten werden, wären diese auf ein absolutes Minimum zu 


beschränken. Eine Sperrung soll nur dann verlangt werden können, wenn eine schwerwiegende 


Verletzung vorliegt. Alles andere wäre mit dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit nicht vereinbar. 


Will man ein Overblocking vermeiden, sind die Voraussetzungen, unter denen eine Sperrung verfügt 


werden kann, explizit zu nennen. Art. 66d Abs. 1 und 2 VE-URG wären so zu präzisieren, dass schon 


aus dem Wortlaut klar hervorgeht, dass diese Massnahme nur bei schwerwiegenden Verletzungen und 


Internetseiten, die hauptsächlich Piraterieangebote beherbergen, zur Verfügung steht. Die 


vorausgesetzte Schwere wäre bezogen auf alle Werke des Angebots zu beurteilen. Ansonsten könnte 


selbst YouTube gesperrt werden. 


  


Darüber hinaus möchten wir betonen, dass eine derartige Regelung im URG keinesfalls als 


Präzedenzfall für andere Rechtsbereiche gelten kann, dürften vermutlich die Rufe nach Internetsperren 


von anderen Anspruchsgruppen nicht lange auf sich warten lassen. 


 


 


2.3 Plichten für Access Provider bei dezentralen Tauschsystemen: Aufklärungshinweise, Information 


und Teilnehmeridentifizierung (Art. 62a, 66g und 66j VE-URG) 


 


Die Vorlage sieht vor, dass ein Rechteinhaber bei schwerwiegenden Urheberrechtsverstössen in P2P-


Netzwerken vom Gericht verlangen kann, dass der Access Provider ihm die Identität des 


Anschlussinhabers für die anschliessende gerichtliche Klärung bekanntgibt. Zuvor müssen drei 


Verletzungs-Mitteilungen von Rechteinhabern an den Access Provider ergangen sein, und der Access 


Provider muss erstens dem Teilnehmer zwei aufklärende Warnhinweise zugestellt haben und 


anschliessend den Rechteinhaber über seine weiteren Möglichkeiten informiert haben. 


 


Wir bezweifeln zwar, dass das Bearbeiten von für die Nachforschung bei Urheberrechtsverletzungen 


notwendigen Daten überhaupt gegen das Datenschutzgesetz (DSG) verstösst bzw. dass ein 


entsprechendes datenschutzrechtliches Verbot dem Sinn des DSG entspricht. Denn der Datenschutz 


bezweckt den Schutz der Persönlichkeit, und nicht etwa der Verschleierung widerrechtlichen Handelns. 


Davon abgesehen anerkennen wir aber die Notwendigkeit einer ausreichenden gesetzlichen 


Grundlage, um illegal handelnde Nutzer identifizieren zu können. Es ist nicht akzeptabel, dass 


sich Personen, die widerrechtlich Werke in P2P-Netzwerken anbieten, der Verfolgung aufgrund 


datenschutzrechtlicher Bestimmungen entziehen können. Den Rechteinhabern soll es ermöglicht 


werden, unter Wahrung des Datenschutzes an die Informationen zu gelangen, die sie benötigen, um 


zivilrechtlich gegen Internetpiraten vorgehen zu können. Allerdings halten wir den im Vorentwurf 


vorgesehenen Mechanismus für viel zu schwerfällig und nicht zielführend. Wir beantragen eine 


Überarbeitung bezüglich nachfolgender Punkte: 


 


 Art. 66g VE-URG: Das Mitteilungs- bzw. Hinweisverfahren ist äusserst komplex und sowohl 


für den Rechteinhaber als auch für den Provider unverhältnismässig aufwendig. Drei 


Mittleilungen an den Provider und zwei Hinweise an den Anschlussinhaber entsprechen nicht dem 


AGUR 12-Kompromiss und – der zweite Hinweis ist mit eingeschriebener Briefpost zu versenden 


– auch nicht dem digitalen Zeitalter. Zudem zieht sich das dreistufige Verfahren mit einer 


minimalen Wartefrist von vier Monaten, bevor der zivilgerichtliche Weg offen steht, zu lange hin. 


Gerade beim Schutz von Primärverwertungen (Art. 62a Abs. 4a VE-URG) ist der grösste Schaden 
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dann schon entstanden, denn digital verfügbare Werke erzielen in der Praxis die grössten 


Einnahmen in den ersten Wochen nach ihrer Veröffentlichung. 


Nicht praktikabel ist auch, dass die drei Mitteilungen nicht vom gleichen Rechtsinhaber kommen 


oder das gleiche Werk betreffen müssen. Dadurch wird der Access Provider gezwungen, für jeden 


Kunden bzw. für jedes Werk ein eigenes Konto zu führen. 


 


 Art. 66j VE-URG: Für die Limitierung der Berechtigung zur Datenbearbeitung sollte ein 


anderes Kriterium anwendbar sein, die „schwerwiegende“ Verletzung ist dafür nicht 


geeignet. Ziel der Bestimmung ist die Schaffung einer ausreichenden gesetzlichen Grundlage, 


damit Rechteinhaber die Informationen sammeln können, die sie zur Wahrung ihrer Rechte 


benötigen (vgl. Art. 66g und Art. 62a VE-URG). Der vorgeschlagene Rechtfertigungstatbestand 


reicht dafür jedoch nicht aus. In vielen Fällen wird überhaupt erst anhand der gesammelten Daten 


bzw. (bei dynamischen IP-Adressen) nach der gerichtlich angeordneten Teilnehmeridentifizierung 


erkennbar, ob es sich um eine schwerwiegende Verletzung handelt. D.h. der Rechteinhaber wird 


erst nachträglich feststellen können, ob er die Daten erheben durfte. 


 


Beim Selektionskriterium „schwerwiegende Verletzung“ besteht noch eine andere 


ungelöste Schwierigkeit: Wir begrüssen, dass der Entwurf – dem Willen der AGUR12 


entsprechend – die Verfolgung auf schwerwiegende Verletzungshandlungen auf 


Tauschplattformen beschränkt. Damit wird verhindert, dass ohne vorgängige Triage Warnhinweise 


„aufs Geratewohl“ versendet werden. Allerdings ist ungeklärt, wie die materielle Vorprüfung 


über das Vorliegen einer schwerwiegenden Verletzung erfolgen soll, die nun aber 


Voraussetzung ist, um den vorgerichtlichen Prozesses in Bewegung zu setzen 


(Datenbearbeitung, Meldungen, Warnhinweise, Gesuch um Teilnehmeridentifikation) . Es ist 


richtig, dass der Entwurf diese Prüfung nicht dem Access Provider überantwortet, dieser darf nicht 


zu einem verlängerten Rechtssprechungsorgan werden. Gleichzeitig ist jedoch für den 


Rechteinhaber vor der Identifikation eines Anschlusses nicht immer vorab feststellbar, ob dieser 


für eine schwerwiegende Verletzung verwendet wurde (insbesondere wenn dynamische IP-


Adressen verwendet werden). 


 


 Art. 62a Abs. 4 VE-URG: Die (abschliessende) Definition „schwerwiegenden Verletzung“ ist 


lückenhaft und daher ungeeignet: Die erste Fallgruppe greift zu kurz; und für die zweite kann es 


nicht darauf ankommen, dass die widerrechtlich zugänglich gemachten Werke tatsächlich 


verfügbar sind. Es sollte entweder die Störung der vorgängigen Auswertung eines Werks oder die 


grosse Zahl genügen. 


 


 Art. 66g und j VE-URG: Das URG sollte weiterhin technologieneutral ausgestaltet bleiben. 


Der im Vorentwurf verwendete Begriff des „P2P-Netzwerks“ bewirkt eine Festlegung auf eine 


bestimmte Filesharing-Technologie, die bald schon veraltet sein könnte.  


 


 


2.4 Haftungsausschluss für ISP 


 


Wir begrüssen, dass als Gegenstück zu den neuen, verwaltungsrechtlichen Pflichten der ISP in 


Art. 66k VE-URG auch Haftungsausschlüsse vorgeschlagen werden. Wenn den ISP gesetzliche 


Mitwirkungspflichten auferlegt werden, muss auch ihre Haftungsbefreiung klar und umfassend geregelt 


sein. Indem die Bestimmung aber auf der Befolgung der komplexen Pflichten aus den vorgängigen 


Artikeln aufbaut (nur bei der Befolgung entfällt die Haftung), lässt sie Raum für unterschiedliche 


Interpretationen. Sie sollte daher dahingehend präzisiert werden, dass sichergestellt ist, dass ein ISP, 
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der die gesetzlichen Pflichten mit der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt ausführt, für alle 


Vorgänge rund um die Erfüllung haftungsbefreit ist. 


 
 


3. Beurteilung weiterer Revisionspunkte 


 


3.1 Verleihrecht / Bibliothekstantieme (Art. 13 VE-URG): 


 


In Verkehr gesetzte Werkexemplare dürfen weiterverbreitet werden. Dazu gehört auch das Vermieten 


und Verleihen. Heute sieht Art. 13 Abs. 2 lit. c URG explizite keine Vergütung für das unentgeltliche 


Verleihen von Werkexemplaren vor z.B. in einer Bibliothek vor. Die durch den Verleih entstehende 


Mehrnutzung im Vergleich zum Kauf von Büchern durch Private wird nicht entschädigt.  Die vorliegende 


Revision des Urheberrechts möchte dies ändern und neu eine Vergütung für das Verleihen einführen.  


 


economiesuisse lehnt diese Bestimmung ab, der geltende Art. 13 URG soll unverändert beibehalten 


werden. Die Schaffung eines – von der AGUR12 bewusst nicht empfohlenen – neuen Urheberrechts 


auf den Verleih bedeutet in erster Linie eine Verschiebung des Interessengewichts zulasten der 


Bibliotheken und Nutzer und zugunsten der Buchverlage. Sie schadet dem freien Wissensaustausch. 


Bibliotheken fördern grundsätzlich die Informationskompetenz und erfüllen damit einen 


gesellschaftlichen, kultur- und bildungspolitischen Auftrag. Es ist auch Teil dieses Auftrags, der 


Allgemeinheit kostengünstigen und möglichst umfassenden Zugang eben zu Information, Wissen und 


Kultur zu verschaffen. Die Ausleihe in Bibliotheken dürfte ohnehin zu nur geringeren Einnahmen der 


Urheber führen, da der Zweck der Volksbibliotheken ja gerade darin besteht, Werke gerade jenen 


Bevölkerungsschichten zugänglich zu machen, die sie sonst nicht kaufen würden. Mit der Anschaffung 


der Werke bezahlen die Verleihinstitutionen einen Preis und leisten damit eine Entschädigung an die 


Kunstschaffenden. Die Erhebung der ausgeliehenen Werke bedeutet mehr Bürokratie. Um eine 


Verleihgebühr einigermassen gerecht zu erheben, müsste man die Art und Intensität der Ausleihe 


erfassen. Das würde die Administration gerade für kleinere Anbieter übermässig erhöhen. 


Leidtragende sind die öffentlichen Finanzhaushalte bzw. die Steuerzahler, die die Bibliotheken in der 


Regel finanzieren. Würde eine Verleih-Tantieme eingeführt, ginge das zu Lasten von 


Neuanschaffungen. Ein weiterer Grund, der gegen die Tantieme spricht ist, dass nicht nur Bücher, 


sondern auch Werke der Kunst, Fotografie, audiovisueller Kunst  darunter fallen würden, so dass auch 


der Leihverkehr von Museen und ähnlichen Institutionen – sogar von Privatsammlern – betroffen wäre 


und nebst dem grossen organisatorischen administrativen Aufwand eine entsprechende Kostenlast zur 


Folge hätte. In diesem Bereich erscheint uns die Tantieme besonders unsinnig, denn im Leihverkehr in 


der Kunst geht es per se um Originale. 


 


Am Rande erwähnt sei, dass die Formulierung unklar ist: Neben dem Vermieten und Verleihen soll 


auch das „sonst wie zur Verfügung stellen“ erfasst werden. Es ist unklar, was es nebst Vermieten und 


Verleihen überhaupt noch für Arten von zur Verfügung stellen gibt. Es kann kaum gemeint sein, dass 


gar jedes Nutzen der Präsenzbestände – also schon Blättern in einem Buch – umfasst werden. 


 


 


3.2 Abschaffung der Mehrfachbelastung (Art. 19 Abs. 3bis VE-URG): 


 


economiesuisse begrüsst die Abschaffung der Mehrfachbelastung auf Leerträgern. Zur 


Verminderung des im digitalen Zeitalter zunehmenden Problems der Potenzial- und 


Mehrfachbelastungen müssen die Vergütungsgrundsätze an der effektiven Nutzung ausgerichtet 


werden. Wer in legalen Download-Shops einkauft, bezahlt bereits dort individuell für die erlaubten 


Kopien. Dass für diese Kopien künftig nicht mehr zusätzlich auch noch die tariflichen Abgaben bezahlt 
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werden müssen, ist richtig. 


 


Allerdings ergeben sich nicht nur bei den Leerträgern unerwünschte Mehrfachbelastungen.  


Wissenschaftliche Bibliotheken, die ihren Nutzern lizenzierte Zeitschriften, E-Books und andere 


elektronische Werke anbieten, bezahlen in ihren Lizenzverträgen explizit bereits für den Download und 


das Vervielfältigen. Dennoch müssen sie zusätzlich die tarifl ichen Abgaben (Kopier- und Speichertarif) 


nach Art. 20 Abs. 2 URG bezahlen, wenn sie den Artikel ausdrucken oder speichern. Der Bundesrat 


hat die Abschaffung der Mehrfachbelastung aus für uns unerklärlichen Gründen auf Art. 20 Abs. 3 URG 


und damit auf die Leerträgervergütung beschränkt. Folgerichtig wäre, dass diese 


Mehrfachbelastungen auch bei anderen Lizenzen künftig abgeschafft werden. 


 


 


3.3 Verwendung von verwaisten Werken (Art. 22b Abs. 1 VE-URG) 


 


economiesuisse begrüsst die Ausweitung der geltenden Regelung für verwaiste Werke auf alle 


Werkkategorien grundsätzlich. Verwaiste Werke sind Werke, deren Rechteinhaber unbekannt oder 


unauffindbar sind. Da dessen Zustimmung nicht eingeholt werden kann, ist eine rechtmässige Nutzung 


solcher Werke nur im Rahmen einer gesetzlichen Ausnahme möglich. Die heute geltende Ausnahme in 


Art. 22b URG ist nur auf verwaiste Ton- oder Tonbildträger anwendbar und entspricht den heutigen 


Bedürfnissen nicht mehr. Denn die Problematik betrifft alle Kategorien von verwaisten Werken, und sie 


wird durch die neuen Informationstechnologien, die den Zugang zu solchen Werken wesentlich 


vereinfachen, zusätzlich verschärft. Bibliotheken und Archive erhalten Gesuche zur Vervielfältigung 


alter Zeitschriften, Monografien und Fotografien aus ihren Sammlungen und müssen diese ablehnen, 


weil sie die Zustimmung Rechteinhaber nicht einholen können. Erschwert ist auch die 


Massendigitalisierung der Sammlungen von Institutionen. Mit der erweiterten Regelung können 


verwaiste Werke einfacher zugänglich gemacht werden. Allerdings sollte die vorgesehene 


Bewilligungspflicht durch eine Meldepflicht ersetzt werden. Zudem soll der Nutzer glaubhaft 


machen müssen, dass er alles zur Identifizierung des Rechtsinhabers Zumutbare erfolglos 


unternommen hat. 


 


 


3.4 Verwendung zu wissenschaftlichen Zwecken (Wissenschaftsschranke) (Art. 24d VE-URG): 


 


economiesuisse begrüsst die neue Wissenschaftsschranke grundsätzlich. Texte und Rohdaten 


sind wichtige Quellen für die Wissenschaft. Mit der Digitalisierung sind in den letzten Jahren neue 


Möglichkeiten entstanden, Daten und Informationen zu verknüpfen und Texte schneller und präziser zu 


analysieren und zu verarbeiten. Das geltende URG erwähnt die wissenschaftliche Forschung in den 


Schrankenbestimmungen nicht explizit. Forschende stehen vielfach vor der Frage, ob sie eine 


Einwilligung vom Rechteinhaber benötigen, was sich als zeit- und kostenintensive Bremse entpuppen 


kann. Die vorgeschlagene Ergänzung von Art. 24d URG will die Vervielfältigung und Bearbeitung eines 


Werks zum Zweck wissenschaftlicher Forschung ermöglichen, wenn das durch die Anwendung eines 


technischen Verfahrens (Text und Data Mining, TDM) bedingt ist. Wir stimmen dem Bundesrat zu, dass 


die Wirtschaft im digitalen Zeitalter eine spezifische Regelung braucht, um unerwünschte Barrieren bei 


der wissenschaftlichen Forschung zu eliminieren. Dadurch wird der Forschungsstandort Schweiz 


gestärkt. Die in Art. 24d Abs. 2 und 3 VE-URG vorgesehene Vergütung lehnen wir jedoch ab. 


Damit würde eine neue Mehrfachvergütung eingeführt: Nachdem zuerst die als Grundlage für TDM 


erforderlichen Lizenzen für wissenschaftliche Datenbanken, E-journals und andere elektronische 


Medien mit öffentlichen Geldern erworben wurden, müsste dann für deren Nutzung im Rahmen der 


Wissenschaftsschranke noch einmal mit öffentlichen Geldern bezahlt werden. 
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3.5 Bestandesverzeichnisse (Art. 24e VE-URG) 


 


economiesuisse begrüsst diese Bestimmung. Mit dieser neuen Schrankenreglung wird den 


Vermittlern wie Bibliotheken, Archiven und Museen ermöglicht, ihre Aufgaben auch im digitalen 


Zeitalter erfüllen zu können, indem sie ihre Online-Kataloge mit Auszügen, Covers u.a. anreichern 


dürfen. Damit können die Angebote gezielt öffentlich gemacht werden. Das dient auch den Urhebern. 


Diese Schrankenregelung war bereits innerhalb der AGUR12 unbestritten. Die Einigung betraf gerade 


auch die Tatsache, dass die Schranke vergütungsfrei ist, was wir besonders begrüssen. Die Regelung 


darf allerdings nicht zu Einschränkungen der bestehenden Zitierfreiheit führen, da dies hinsichtlich 


anderer Nutzungen (z.B. Suchmaschinen) schädlich sein könnte. 


 


 


3.6 Leistungsschutzrecht für Hersteller von Pressefotografien (Art. 37a VE-URG): 


 


economiesuisse lehnt diese Sonderregelung ab. Die urheberrechtliche Schutzwürdigkeit eines 


Werkes ist in Art. 2 URG festgelegt, wo der Werkbegriff umschrieben wird. Danach sind Bilder nur 


geschützt, wenn sie individuell gestaltet sind und eine gewisse Schöpfungshöhe erreichen. Bei der 


dokumentarischen Pressefotografie ist dies gelegentlich umstritten. Nun soll eine Spezialregelung 


geschaffen werden, unter anderem, weil sich das Bundesgericht hinsichtlich der Individualität und der 


Schutzwürdigkeit von Pressefotografien unterschiedlich geäussert hat (Bob Marley in BGE 130 III 168 


contra Wachmann Meili in BGE 130 III 714). Der vorgeschlagene Artikel würde keine Klärung bei der 


Abgrenzung von geschützten und nicht geschützten Fotografien bringen. Die Begriffe „journalistischer 


Beitrag“ und „aktuelle Berichterstattung“ sind – gerade angesichts der sich rasch entwickelnden 


Formen neuer Medien – unscharf und schaffen Rechtsunsicherheit. Vereinzelte Missbräuche im 


Pressewesen durch einige schwarze Schafe rechtfertigen es nicht, ein insgesamt bewährtes und 


dogmatisch in sich geschlossenes System aufzuheben und einen neuen, noch nicht durchdachten Weg 


zu beschreiten. Mit dem geltenden URG sowie Art. 5 lit. c UWG, der die Verwertung marktreife 


Arbeitsergebnisse eines andern ohne angemessenen eigenen Aufwand durch technische 


Reproduktionsverfahren untersagt, ist der gegenwärtige Bildschutz im Medienbereich ausreichend 


sichergestellt. Die Privilegierung einer Werkkategorie, der Pressefotografie, gegenüber allen anderen 


Fotografien ist zudem sachlich nicht nachvollziehbar: Warum sollen Hersteller anderer Arten von 


geistigen Schöpfungen ohne Schöpfungshöhe nicht auch geschützt sein? Der neue Art. 37a VE-URG 


könnte sich damit als Einfallstor für Ansprüche weiterer Berufsgruppen erweisen; es wäre schwer zu 


begründen, warum für diese nicht auch Sonderrechte zugestanden werden sollten. 


 


 


3.7 Bundesaufsicht und Umfang der Aufsicht (Art. 41 VE-URG, Art. 48 Abs. 1 und 1bis, Art. 53 VE-URG) 


 


Aufgrund der faktischen Monopolsituation der Verwertungsgesellschaften sind Transparenz und eine 


griffige staatliche Aufsicht grundsätzlich zu begrüssen, wobei jedoch bei der Ausgestaltung der Aufsicht 


das Kosten-Nutzen-Verhältnis zu berücksichtigen ist. 


 


 


3.8 Erweiterte Kollektivlizenz (Art. 43a VE-URG) 


 


economiesuisse unterstützt den vorgeschlagenen Art. 43a VE-URG nicht. Wir befürchten eine 


unnötige Ausdehnung der kollektiven Rechteverwaltung. Auf keinen Fall darf mit einem solchen Modell 


in den Bereich funktionierender Individualverwertung eingegriffen werden. Zudem werden die 


Rechteinhaber durch die Opt-out-Regelung bevormundet. Bei verwaisten Werken, bei denen die 


Erlaubnis des Urhebers nicht eingeholt werden kann, könnte der Mechanismus allenfalls Sinn machen. 


Insgesamt ist jedoch nicht klar, ob damit nicht die Rechtsunsicherheit erhöht als Rechtssicherheit 
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geschaffen wird. Wir beantragen, dass die Vor- und Nachteile dieses neuen Instruments 


ausführlicher geklärt werden, damit sich die Konsequenzen einer allfälligen Einführung besser 


beurteilt lassen. 


 


 


3.9 Auskunftspflicht für Werknutzer (Art. 51 Abs. 1bis und 1ter VE-URG): 


 


economiesuisse lehnt diese Bestimmung ab. In der vorliegenden Form könnte sie als gesetzliche 


Grundlage verstanden werden, dass die Nutzer die Automatisierungsgewinne bezahlen sollen, 


während die Verwertungsgesellschaften die Anforderungen zur elektronischen Datenverarbeitung 


unilateral diktieren können. Dies würde zu einem einseitigen Mehraufwand in nicht abschätzbarem 


Ausmass zulasten der Werknutzer führen. Es ist zu verhindern, dass die Verwertungsgesellschaften 


die Anforderungen an das elektronische Format einseitig festlegen können, zumal es wegen der 


raschen technologischen Entwicklungen häufig zu Anpassungen kommen dürfte. Falls überhaupt ein 


Formzwang vorgesehen werden soll, sollen stattdessen Verwertungsgesellschaften und Nutzer 


anwendbare Formate in den Tarifen festlegen, und es sollte bei der Nutzung der entsprechenden 


elektronischen Formate ein Rabatt auf die Tarife gesprochen werden könnte (Anreizsystem).  In jedem 


Fall dürfte sich eine allfällige Mitwirkungspflicht nun auf vorhandene Informationen beziehen.  


 


Unabhängig von der Formatfrage plädieren wir für eine anderweitige Ergänzung von Art. 51 URG, 


mit der Verwertungsgesellschaften in bestimmten Fällen gesetzlich verpflichtet werden, den 


Nutzern bestimmte notwendige Daten zur Verfügung zu stellen: In der Praxis stehen den Nutzern 


nicht immer alle Informationen zur Verfügung, um die in einem Tarif vorgesehenen Meldungen erstellen 


zu können. Radiosender etwa verfügen bei älteren Songs sowie Musiktiteln aus den Sparten Schlager, 


Volksmusik, Country oder Klassik teilweise nicht über alle erforderlichen Zusatzinformationen, sodass 


sie diese Daten zuerst unter grossem Aufwand recherchieren müssten. Bei den 


Verwertungsgesellschaften hingegen sind diese Daten vollständig elektronisch vorhanden. In solchen 


Fällen sollen die Nutzer entweder nur diejenigen Daten liefern müssen, über die sie verfügen; oder die 


Verwertungsgesellschaften sollen gesetzlich verpflichtet sein, den Nutzern die vorhandenen, 


notwendigen Daten elektronisch und unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 


 


 


3.10 Limitierung der ständig steigenden Tarifvergütungen:  


 


Wir unterstützten die Forderung des DUN betreffend der Eindämmung der kontinuierlich und 


quasi automatisch steigenden gesetzlich geschuldeten Urheberrechtstarifabgaben. 
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen bei Fragen gerne zur 


Verfügung. 


 


 


Freundliche Grüsse 
 


economiesuisse 
 


  


Thomas Pletscher 


Mitglied der Geschäftsleitung 


Dr. Marlis Henze 


Projektleiterin Wettbewerb & Regulatorisches 
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Institut für geistiges Eigentum  
Herrn Emanuel Meyer  
Frau Sabine Konrad  
Stauffacherstrasse 65/59g  
3003 Bern  
revision urg(a).ipl.ch 


InstittJt für 
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^ -1. m. 2016 


Bern, 30. März 2016 sgv-KI/is 


Vernehmlassung: Zwei Abkommen der Weltorganisation für geistiges Eigentum und Änderungen 
des Urheberrechtsgesetzes 


Sehr geehrter Herr Meyer, sehr geehrte Frau Konrad 


Der Schweizerische Gewerbeverband sgv, die Nummer 1 der Schweizer KMU-Wirtschaft, vertritt 250 Ver­
bände und gegen SOO'OOO Unternehmen. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachver­
band der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie für 
ein unternehmensfreundliches Umfeld ein. 


Mit Schreiben vom 17. Dezember 2015 lädt uns das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement ein, zu 
zwei Abkommen der Weltorganisation für geistiges Eigentum und zu Änderungen des Urheberrechtsgeset­
zes Stellung zu nehmen. Der Schweizerische Gewerbeverband sgv dankt für die Möglichkeit zur Stellung­
nahme. 


Der Schweizerische Gewerbeverband sgv hat im Rahmen der Arbeiten in der AGUR12 zu einer Revision 
des Urheberrechts bereits grundsätzlich Stellung genommen. Für Gewerbebetriebe stellen die aus dem 
Urheberrecht resultierenden Gebühren (Pro Litteris, Suisa) grundsätzlich eine Belastung dar. Weiterge­
hende Belastungen administrativer Art und durch Gebühren lehnen wir aus diesem Grund ab. Auch Dop­
pel- oder Mehrfachbelastungen lehnen wir ab. Konsumenten sollen, wenn sie Werke über elektronische 
Bezahldienste legal erwerben, neben der Gebühr für die Werknutzung nicht auch noch Abgaben für das 
Vervielfältigen zum Eigengebrauch entrichten müssen. Grundsätzlich ist die Vergütung aus kollektiver 
Verwertung bereits geregelt (Art. 60 URG). 


Der sgv anerkennt, dass illegale Angebote, die im Internet hochgeladen werden, bekämpft werden müs­
sen. Es stellt sich allerdings die Frage, mit welchen Mitteln das vorgenommen werden kann. Eine Krimina­
lisierung der Endnutzerinnen und Endnutzer, wie sie umliegende Länder kennen, lehnt der sgv ab wie 
Massnahmen, die zu einer Überwachung der Endkunden führen. Ohne umfassende Überwachung der 
Kundschaft ist nicht zu eruieren, wer was - ob illegal oder legal - vom Internet herunterlädt. Bereits im 
Rahmen der Diskussionen in der AGUR12 haben wir aus Praktikabilitätsgründen aber auch aus grundsätz­
lichen Überlegungen die Providerhaftung abgelehnt. 


Der vorliegende Vernehmlassungsentwurf beinhaltet im Wesentlichen eine Ausweitung der kollektiven 
Verwertung durch die Verwertungsgesellschaften. Die Gesamtsumme der Vergütungen von den Urheber-
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rechtsnutzern ist in den letzten Jahren angestiegen und wird weiter ansteigen. Es ist deshalb richtig, wenn 
die Verwertungsgesellschaften einer strengeren Aufsicht unterstellt werden. Der Schweizerische Gewerbe­
verband sgv orientiert sich in der Beurteilung von Vorlagen an seinen Strategiezielen und insbesondere der 
Frage, ob auf die Nutzer und damit auf die KMU zusätzliche Belastungen kommen oder nicht. Zusätzliche 
Vergütungen lehnen wir ab. 


Art. 60 Abs. 1 URG legt den Grundsatz der Angemessenheit der Entschädigung fest. Die Entschädigung 
beträgt in der Regel höchstens zehn Prozent des Nutzungsertrags oder -aufwands für die Urheberrechte 
und höchstens drei Prozent für die verwandten Schutzrechte. Zu berücksichtigen ist die Intensität der Wer­
knutzung. Mit den neuen Technologien ergeben sich markante Veränderungen. Obwohl die Intensität der 
Werknutzung aufgrund veränderter Lebensumstände und Lebensgewohnheiten in vielen Bereichen rück­
läufig ist, werden seitens der Rechteinhaber und der Verwertungsgesellschaften höhere Tarife gefordert. 


Im Einzelnen nehmen wir zu den vorgeschlagenen Änderungen wie folgt Stellung: 


1. Änderungen des Urheberrechts 


1.1 Nicht geschützte Dokumente (Art. 5 E-URG) 


Art. 5 Abs. 1 lit. c hält fest, dass amtliche Dokumente, die von einer Behörde stammen, wie Entscheidun­
gen, Protokolle und Berichte vor Urheberrecht nicht geschützt sind. Der sgv fordert eine Erweiterung 
dieser Bestimmung um „deren Grundlagen". Die Formulierung „Unterlagen, wie Entscheidungen, Pro­
tokolle und Berichte von Behörden und öffentlichen Verwaltungen und deren Grundlagen" erlaubt es, dass 
Archive ihre öffentliche Funktion besser wahrnehmen können. Die Transparenz kann besser und umfas­
sender dargestellt werden. Unterlagen, die nicht von der Behörde selbst erstellt worden sind, aber zu den 
behördlichen Unterlagen zählen, sollen frei zugänglich gemacht werden. 


1.2 Verleihrecht (Art. 13 E-URG) 


In Verkehr gesetzte Werkexemplare dürfen weiterverbreitet werden. Dazu gehört auch das Vermieten und 
Verleihen. Heute sieht Art. 13 Abs. 2 lit. c URG explizite keine Vergütung für das unentgeltliche Verleihen 
von Werkexemplaren vor z.B. in einer Bibliothek vor. Die durch den Verleih entstehende Mehrnutzung im 
Vergleich zum Kauf von Büchern durch Private wird nicht entschädigt. Die vorliegende Revision des Urhe­
berrechts möchte dies ändern und neu eine Vergütung für das Verleihen einführen. 


Der Schweizerische Gewerbeverband sgv lehnt diese Bestimmung ab. Mit dem Verleihen von Bü­
chern, CD, Filmen und anderen Werken leisten die Bibliotheken einen namhaften Beitrag an die Bekannt­
machung der Werke der Künstlerinnen und Künstler. Autorinnen und Autoren profitieren z.B. von öffentli­
chen Lesungen, von Vernissagen oder von anderen Aktionen, die die Werke der Kunstschaffenden be­
kannt machen. Mit der Anschaffung der Werke bezahlen die Verleihinstitutionen einen Preis und leisten 
damit eine Entschädigung an die Kunstschaffenden. Die Erhebung der ausgeliehenen Werke bedeutet 
mehr Bürokratie. Um eine Verleihgebühr einigermassen gerecht zu erheben, müsste man die Art und In­
tensität der Ausleihe erfasst werden. Das würde die Administration übermässig erhöhen. Leidtragende sind 
die öffentlichen Finanzhaushalte, die die Bibliotheken in der Regel finanzieren und keine Mehrausgaben 
tätigen können. Würde eine Verleih-Tantième eingeführt, ginge das zu Lasten von Neuanschaffungen und 
hätte für die Kunstschaffenden Verdienstausfälle zur Folge. 


1.3 Leerträgervergütung (Art. 19 Abs. 3bis E-URG) 


Die Neufassung von Artikel 19 Absatz 3bis soll mit dem Zusatz „sowie weitere vertraglich erlaubte Verviel­
fältigungen" sicherstellen, dass Mehrfachzahlungen nicht mehr vorkommen. Für eine einzige Nutzung soll 
nur eine einzige Vergütung bezahlt werden. Wer heute z.B. online ein Musikstück kauft, darf diesen Kauf 
auf mehreren Geräten verwenden und bezahlt mit diesem Preis bereits die erlaubten Kopien. Gleichzeitig 
bezahlt der gleiche Konsument beim Kauf dieser Geräte eine Leerträgervergütung, die in den Kaufpreis 
eingerechnet ist. Dies führt zu Mehrfachzahlungen, denn die Leerträgervergütung wird auf den Konsumen­
ten überwälzt. Der sgv unterstützt diese Präzisierung. Folgerichtig wäre, die Doppelbelastung nicht nur 
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bei der Leerträgervergütung abzuschaffen, sondern auch z.B. Bibliotheken. Sie zahlen einerseits für die 
Nutzung z.B. der Zeitschriften, anderseits für die Herstellung von Kopien. 


1.4 Verwaiste Werke (Art. 22b E-URG) 


Art. 22b URG regelt den Umgang mit verwaisten Werken. Verwaiste Werke sind Werke mit unbekannten 
oder unauffindbaren Urhebern. Da für ihre Nutzung die Zustimmung des Rechtsinhabers aus praktischen 
Gründen nicht eingeholt werden kann, ist eine rechtmässige Nutzung nur im Rahmen einer gesetzlichen 
Ausnahme möglich. Diese Problematik betrifft alle Kategorien von verwaisten Werken und wird durch die 
neuen Informationstechnologien, die den Zugang zu solchen Werken wesentlich vereinfachen, zusätzlich 
verschärft. Die heute geltende Ausnahme in Art. 22b URG ist nur auf verwaiste Werke anwendbar, die in 
Ton- oder Tonbildträgern enthalten sind, und entspricht den heutigen Bedürfnissen nicht mehr. Bibliothe­
ken und Archive erhalten Gesuche zur Vervielfältigung alter Zeitschriften, Monografien und Fotografien aus 
ihren Sammlungen und müssen diese ablehnen, weil sie die Zustimmung der unbekannten oder unauffind­
baren Rechteinhaber nicht einholen können. Diese Problematik erschwert auch die Massendigitalisierung 
der Sammlungen von Institutionen. 


Die vorgeschlagene Regelung soll neu unabhängig vom Träger alle verwaisten Werke erfassen. Der 
Schweizerische Gewerbeverband sgv unterstützt diesen Vorschlag. Verwaiste Werke können damit 
einfacher und unbürokratischer zugänglich gemacht werden. Wir regen an, die in Art. 22b. Abs. 1 lit. a 
aufgelisteten Institutionen (öffentlich zugängliche Bibliotheken, Bildungseinrichtungen, Museen, Sammlun­
gen und Archive) um Theater und Musiknotenarchive zu erweitern. 


1.5 Zugänglichkeit und Verwendung wissenschaftlicher Werke (Art. 24d E-URG) 


Texte und Rohdaten sind wichtige Quellen für Wissenschaft und Forschung. Mit der Digitalisierung sind in 
den letzten Jahren neue Möglichkeiten entstanden, Daten und Informationen zu verknüpfen und Texte 
schneller und präziser zu analysieren und zu verarbeiten. Das URG erwähnt die wissenschaftliche For­
schung in den Schrankenbestimmungen nicht explizit. Forschende stehen vielfach vor der Frage, ob sie 
eine Einwilligung vom Rechteinhaber benötigen, was unter Umständen als kosten- und zeitintensive Tätig­
keit entpuppen kann. 


Die vorgeschlagene Revision mit der Ergänzung von Art. 24d E-URG zielt darauf ab, die Vervielfältigung 
und die Bearbeitung eines Werks zum Zweck wissenschaftlicher Forschung zulässig zu machen, wenn das 
durch die Anwendung eines technischen Verfahrens bedingt ist. 


Der Schweizerische Gewerbeverband unterstützt diese Stossrichtung, lehnt aber die in Art. 24d 
Abs. 2 und 3 vorgesehene Vergütung für die Bearbeitung zum Zweck der wissenschaftlichen For­
schung ab. Die Einführung der Vergütungspflicht wäre eine neue Mehrfachnutzung, die der sgv auch 
grundsätzlichen Überlegungen ablehnt. Zudem werden wissenschaftliche Arbeiten heute vielfach mit öf­
fentlichen Geldern wie z.B. Stipendien, Nationalfondsbeiträge etc. unterstützt. 


1.6 Bestandsverzeichnisse (Art. 24e E-URG) 


Öffentlich zugängliche Bibliotheken, Bildungseinrichtungen, Museen, Sammlungen und Archive dürfen in 
den zur Erschliessung und Vermittlung ihrer Bestände nützlichen Verzeichnissen, kurze Auszüge aus den 
sich in ihren Beständen befindlichen Werken oder Werkexemplaren wiedergeben. Damit wird diesen Insti­
tutionen ermöglicht ihre Angebote gezielter öffentlich zu machen, ohne dass dafür eine Zusatzvergütung 
geschuldet ist. Zur Vermittlung von Kulturgut sind z.B. leistungsfähige Online-Kataloge, in denen die Be­
stände von Gedächtnisinstitutionen effizient ermittelt werden können, unabdingbar. Dies kommt letztlich 
auch den Rechteinhabern zugute, da ihre Werke besser sichtbar werden. Der Schweizerische Gewerbe­
verband sgv unterstützt diese Forderung. 


1.7 Schutz der Pressefotografie (Art. 37a E-URG) 


Unter bestimmten Voraussetzungen sind Fotografien urheberrechtlich geschützt. Entscheidend ist der indi­
viduelle Charakter. Pressefotografien fallen in der Regel nicht darunter, weshalb die Urheber keine Vergü-
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tung einfordern können. Den Herstellern von Pressefotografien soll ein verwandtes Schutzrecht (Leis­
tungsschutzrecht) eingeräumt werden. Damit kommt der Gesetzgeber der Forderung der Fotografen nach 
mehr Schutz insofern nach, als er ihnen für eine begrenzte Zeit gewisse ausschliessliche Rechte an ihren 
Pressefotografien gewährt. 


Die urheberrechtliche Schutzwürdigkeit eines Werkes ist in Art. 2 URG festgelegt, wo der Werkbegriff um­
schrieben wird. Für die Pressefotografie soll nun eine Spezialregelung geschaffen werden, unter anderem, 
weil das Bundesgericht hinsichtlich der Individualität und der Schutzwürdigkeit von Pressefotografien un­
terschiedlich geäussert hat (Bob Marley in BGE 130 III 168 contra Wachmann Meili in BGE 130 III 714). 


Der sgv lehnt diese Sonderregelung ab. Der Wortlaut der Bestimmung im Gesetzesentwurf dient nicht 
einer besseren Klärung. Der Hersteller der Fotografie hat „so lange das ausschliessliche Recht, wie 
diese für die aktuelle Berichterstattung von Interesse ist." Die Grenzen des Begriffs „aktuelle Berichterstat­
tung" müssten auf dem Gerichtsweg geklärt werden. 


1.8 Beaufsichtigung der Verwertungsgesellschaften (Art. 41 E-URG) und Angemessenheitskontrolle 
des Verteilreglementes (Art. 48 Abs. 1 und Ibis E-URG) 


Die Ausdehnung der Bundesaufsicht auf die gesamte Tätigkeit der Verwertungsgesellschaften ist auf An­
regung der Eidgenössischen Finanzkontrolle zustande gekommen. Der Schweizerische Gewerbeverband 
sgv unterstützt dieses Begehren. Wer staatliche oder parastaatliche Funktionen ausübt und dies erst 
noch im Rahmen eines geschützten Monopols tun kann, und davon profitiert, soll sich sich einer Aufsichts­
pflicht entbinden lassen können. 


Die Angemessenheitsprüfung der Verteilreglemente durch das Institut für Geistiges Eigentum ist ein Schritt 
in Richtung mehr Transparenz. Der Schweizerische Gewerbeverband sgv unterstützt diesen Vor­
schlag. 


1.9 Freiwillige Kollektivverwertung (Art. 43a ff. E-URG) 


Mit der Digitalisierung können grosse Mengen an Werken viel besser zugänglich gemacht werden. Damit 
soll auch nicht jedes einzelne Werk auf den Urheberschutz abgeklärt werden müssen. Die Verwertungsge­
sellschaften können für eine grössere Anzahl von Werken (innerhalb der von ihnen verwalteten Werkkate­
gorien) eine Lizenz erteilen. Was eine «grössere Anzahl» von Werken ist, wird im Einzelfall beurteilt. Der 
sgv unterstützt diese Bestimmung. Dies öffnet die Möglichkeit Verträge über die Nutzung von umfang­
reichen Beständen abzuschliessen. 


1.10 Auskunftspflicht der Werknutzer (Art. 51 Abs. Ibis und Iter E-URG) 


Art. 51 URG verpflichtet bereits heute die Werknutzer und -nutzerinnen den Verwertungsgesellschaften alle 
Auskünfte erteilen, welche diese für die Gestaltung und die Anwendung der Tarife sowie die Verteilung des 
Erlöses benötigen. Die vorgeschlagene Revision will diese Auskunftspflicht ausdehnen. Neu haben die 
Werknutzer und -nutzerinnen Auskünfte in einem elektronischen Format zu erteilen, das dem Stand der 
Technik entspricht und eine automatische Datenverarbeitung zulässt. Die Verwertungsgesellschaften dür­
fen die erhaltenen Auskünfte anderen Verwertungsgesellschaften, die über eine Bewilligung des IGE ver­
fügen, weiterleiten. 


Der sgv lehnt diese Bestimmung ab. Sie würde zu einer erhöhten administrativen Belastung der Wer­
knutzer führen, die im Gegenzug keine Erleichterung z.B. tarifärer Natur hätten. Der Zusatzaufwand würde 
einseitig den Werknutzern aufgebürdet. 


1.11 Aufsicht über die Verwertungsgesellschaften (Art. 53 E-URG) 


Bisher beschränkte sich das Institut für Geistiges Eigentum (IGE) als Aufsichtsinstanz bei der Prüfung von 
Entscheide und Handlungen der Verwertungsgesellschaften auf eine reine Rechtskontrolle. Art. 53 Abs. 1 
sieht neu vor, dass das IGE auch eine Angemessenheitsprüfung vornehmen kann. 
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Der sgv unterstützt diese Bestimmung. Wer ein Monopol hat wie die Verwertungsgesellschaften, muss 
eine entsprechend starke Aufsicht in Kauf nehmen. Mit der Angemessenheitskontrolle wird die Aufsicht des 
IGE ausgebaut. Unangemessenheit liegt vor, wenn eine Verwertungsgesellschaft zwar innerhalb des ihr 
eingeräumten Ermessensspielraums handelt, sie das Ermessen aber in einer Weise ausübt, das der kon­
kreten Sachlage nicht gerecht wird. 


1.12 Massnahmen zur Bekämpfung der Online Piraterie (Art. 62a ff. E-URG) 


Online-Piraterie kann sehr schädlich sein. Zu Unrecht ins Internet gestellte Werke (Film, Musik, Texte) führt 
bei den Rechteinhabern zu Verdienstausfällen. Das Potenzial für Folgeverletzungen ist gross. Der Bundes­
rat setzt in seinem Vorschlag auf die Anbieter von Fernmelde- und abgeleiteten Kommunikationsdiensten 
(Access Provider und Hosting Provider im weitesten Sinn). Ausnahmsweise soll erlaubt werden bei 
schwerwiegenden Verletzungen, auf Anordnung eines Zivilgerichts, den Inhaber des Anschlusses über die 
IP-Adresse zu identifizieren. Umfangreiche Pflichten werden den Anbietern von Fernmelde- und abgeleite­
ten Kommunikationsdiensten auferlegt in der Erwartung, die Online Piraterie wirkungsvoll bekämpfen zu 
können. In erster Linie werden die Provider angehalten, verletzende oder illegale Inhalte von ihren Servern 
zu entfernen oder den Zugang zu sperren. 


Die Access-Provider leiten dem Kunden, der oder die das betreffende Werk oder andere Schutzobjekt wi­
derrechtlich öffentlich zugänglich gemacht hat, eine Abmahnung weiter und informieren ihn über die Mög­
lichkeit des Widerspruchs. Wird kein Widerspruch erhoben oder wird das betreffende Werk oder andere 
Schutzobjekt nach Abschluss des Verfahrens wieder gesperrt oder von den Servern entfernt, so haben die 
Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste im Rahmen des technisch und wirtschaftlich Zumutba­
ren zu verhindern, dass das Werk oder andere Schutzobjekt Dritten erneut über ihre Server angeboten 
wird. 


Zudem betreibt das IGE eine Einrichtung, die die Teilnehmer und Teilnehmerinnen darüber informiert, dass 
das Angebot, auf das sie zugreifen wollen, gesperrt ist. 


Auf Mitteilung der in ihrem Urheber- oder verwandten Schutzrecht verletzten Person oder einer zuständi­
gen Behörde sind die Anbieter von Fernmeldediensten verpflichtet, den Teilnehmern, deren Anschluss für 
eine schwerwiegende Verletzung der Urheber- oder verwandten Schutzrechte über Peer-to-Peer-
Netzwerke verwendet werden, elektronisch einen ersten aufklärenden Hinweis zuzustellen. Frühestens 
nach zwei Monaten und spätestens nach zwölf Monaten seit der Zustellung dieses ersten aufklärenden 
Hinweises kann eine zweite Mitteilung zugestellt werden. Dieser muss in Papierform z.B. per eingeschrie­
benen Brief zugestellt werden. 


Für den sgv ist diese Vorgehensweise zu kompliziert und zu aufwändig. Sie nimmt einseitig die Ac­
cess-Provider in die Pflicht, denen eine quasi-polizeiliche Funktion zugeschrieben wird und die den End­
kunden überwachen müssen. Die Konsequenz wäre, dass die Access-Provider für jeden Kunden ein eige­
nes Konto führen müssten. Ausserdem ist zu befürchten, dass die damit verbundenen administrativen Kos­
ten und Umtriebe zu gross sind und im Gegenzug keinen wirksamen Nutzen zum Schutz gegen die Inter­
netpiraterie werden generieren können. Internet-Provider dürfen nicht zum verlängerten Arm des Staates 
gemacht werden. 


Die im Rahmen der AGUR 12 zu den vorgeschlagenen Internetsperren angehörten Experten haben den 
Eindruck vermittelt, dass solche Sperren technisch einfach umgangen werden können. Zudem besteht die 
Gefahr des Overblockings und der Einschränkung der Meinungs- und Informationsfreiheit, wenn von den 
Sperrmassnahmen auch legale Inhalte betroffen sind. 


1.13 Revision des Verwaltungsverfahrensgesetzes (Art. 14 Abs. 1 Bst. g und Abs. 2) 


Die Eidgenössische Schiedskommission für die Verwertung von Urheberrechten und verwandten Schutz­
rechten (ESchK) soll neu Zeugen einvernehmen können. Der sgv unterstützt diesen Vorschlag. 
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1.14 Straff ung des Instanzenzugs (Art. 83 Bst. w E-BGG) 


Der Vorschlag des Bundesrates beinhaltet eine Straffung des Instanzenzugs. Entscheide der ESchK kön­
nen an das Bundesverwaltungsgericht und danach ans Bundesgericht weitergezogen werden. Neu soll 
eine Beschwerde ans Bundesgericht gegen Entscheide des Bundesverwaltungsgerichts auf dem Gebiet 
des Urheberrechts betreffend die Genehmigung der Tarife der Verwertungsgesellschaften durch die Eid­
genössische Schiedskommission für die Verwertung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten 
(Schiedskommission) nicht mehr möglich sein, ausser es ist eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeu­
tung. 


Der Schweizerische Gewerbeverband sgv kann diese Forderung nur unterstützen unter der Vo­
raussetzung, dass das Bundesverwaltungsgericht Entscheide der ESchK auf alle Aspekte hin prü­
fen kann (volle Kognition des Bundesverwaltungsgerichts). Darunter fällt namentlich auch die Ange­
messenheitsprüfung. Die Angemessenheit beim Erlass eines Urheberrechtstarifs ist von herausragender 
Bedeutung. Dass das Bundesgericht nicht mit Fällen überschwemmt werden soll, ist auch Gegenstand der 
laufenden Revision des Bundesgerichtsgesetzes. Gegenstand der laufenden Revision des Bundesge­
richtsgesetzes (Vernehmlassungsschluss war 29.2.16) ist aber eine Einschränkung der vollen Kognition 
des Bundesverwaltungsgerichts auf einige Ausnahmefälle. Der sgv lehnt diese Position entschieden ab 
und hat sich dementsprechend im Vernehmlassungsverfahren zur laufenden BGG-Revision geäussert. Die 
volle Kognition des Bundesverwaltungsgerichts ist also zwingend beizubehalten, ansonsten die 
Revision im URG keinen Sinn ergibt. 


Urheberrechtstarife werden - egal ob striftig oder nicht - der ESchK eingereicht. Gegen diesen Entscheid 
kann Beschwerde vor Bundesverwaltungsgericht erhoben werden. Die Verwertungsgesellschaften sehen 
die ESchK als richterliche Behörde und begrüssen deshalb einen Weiterzug des Entscheids direkt ans 
Bundesgericht. Der Schweizerische Gewerbeverband sgv lehnt diese Position ab. Die ESchK hat den Cha­
rakter einer ausserparlamentarischen Kommission, deren Entscheide ans Bundesverwaltungsgericht wei­
tergezogen werden sollen. 


2. IPO - Abkommen 


2.1 Vertrag von Peking 


Der Vertrag von Peking soll ausübenden Künstlern im audiovisuellen Bereich einen Minimalschutz garan­
tieren. Er hebt das Schutzniveau von Schauspielern und Tänzern auf dasselbe Niveau wie dasjenige von 
Sängern und Musikern. Diesen Schritt hat die Schweiz schon 2007 vollzogen. Neue Gesetzesanpassun­
gen sind nicht notwendig. Der Schweizerische Gewerbeverband sgv kann deshalb der Ratifikation 
des Vertrags von Peking zustimmen. 


2.2 Vertrag von Marrakesch 


Der Vertrag von Marrakesch gewährleistet den Zugang von Menschen mit Sehbehinderungen zu urheber­
rechtlich geschützten Werken. Dabei handelt es sich um eine bereits bestehende Urheberrechtsschranke 
zugunsten von Menschen mit Behinderungen sowie einer neuen Regelung, welche die Einführung von 
Werkexemplaren in einer zugänglichen Form erlaubt. Der Schweizerische Gewerbeverband sgv kann 
deshalb auch der Ratifikation des Vertrags von Marrakesch zustimmen. 


3. Zusatzforderungen 


3.1 Obergrenze von Tarifansätzen 


In den vergangenen zehn Jahren ist die Summe aus den Vergütungen aller Tarife von 209 auf 272 Millio­
nen angestiegen. Dabei ist fraglich, ob die Intensität der Werknutzung entsprechend zugenommen hat. 
Vielmehr handelt es sich um Doppel- und Dreifachnutzungen, für die die Nutzer und damit das Gewerbe 
aufkommen. Gewerbetreibende bezahlen einerseits beim Kauf eines Werkes (z.B. online Artikel im Abon­
nement je nach Umfang Tausende von Franken) und anderseits entrichten sie Abgaben gemäss den GT 8 
und 9. Diese Tarife sind unabhängig der tatsächlichen Werknutzung geschuldet. Dies ist ein Konstruktions­
fehler im heutigen Urheberrecht. Der sgv lehnt die Forderungen der Verwertungsgesellschaften ab. 
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die Obergrenze in Art. 60 URG Abs. 2 zu streichen. Heute beträgt die Obergrenze „höchstens zehn Pro­
zent des Nutzungsertrags oder -aufwands für die Urheberrechte und höchstens drei Prozent für die ver­
wandten Schutzrechte". Diese Grenze ist zu senken und sollte in der Summe 10 oder 11 Prozent nicht 
übersteigen. 


3.2 Verkürzung der urheberrechtlichen Schutzfrist (Art. 31 URG) 


Ist der Urheber oder die Urheberin eines Werks unbekannt, so erlischt dessen Schutz 70 Jahre nach der 
Veröffentlichung oder, wenn das Werk in Lieferungen veröffentlicht wurde, 70 Jahre nach der letzten Liefe­
rung. Diese Frist ist vor dem Hintergrund der Entwicklung der digitalen Welt überholt und soll deutlich ver­
kürzt werden. 


3.3 Zitate und aktuelle Medienberichte im öffentlichen Interesse (Art. 28 URG) 


Die heutige Fassung von Art. 28 Abs. 1 URG legt fest, dass „soweit es für die Berichterstattung über aktu­
elle Ereignisse erforderlich ist, die dabei wahrgenommenen Werke aufgezeichnet, vervielfältigt, vorgeführt, 
gesendet, verbreitet oder sonst wie wahrnehmbar gemacht werden dürfen". Diese Bestimmung lässt einem 
Urheber eines Werkes immer die Möglichkeit, einen Medienbericht der bloss Zitate enthält als tendenziöse, 
falsche oder bewusste Fehlinterpretation hinzustellen. Faktisch führt die Erforderlichkeit zu einer Beweis­
lastumkehr. Ein Medienschaffender muss beweisen, dass er den Artikel ohne die Veröffentlichung des 
Quelldokumentes Artikel nicht hätte schreiben können. Im Zeitalter des Internets muss diese Regel hinter­
fragt werden. Im Internet ist es so einfach wie noch nie, neben einem journalistischen Artikel über ein Pa­
pier im Sinne von Transparenz und Glaubwürdigkeit auch noch gerade das Quelldokument zu verlinken. 
Glaubwürdigkeit und Transparenz sind entscheidend für die Arbeit von Medien und ihrem Beitrag zum 
Funktionieren der Demokratie und des dazu nötigen Diskurses. Eine veraltete Bestimmung des URG sollte 
dies nicht behindern. 


Klarer wäre eine Formulierung von Art. 28 Abs. 1 URG im Sinne von „Für die Berichterstattung über aktuel­
le Ereignisse dürfen die dabei wahrgenommenen Werke aufgezeichnet, vervielfältigt, vorgeführt, gesendet, 
verbreitet oder sonst wie wahrnehmbar gemacht werden." 


Wir danken für die Kenntnisnahme. 


Freundliche Grüsse 


Schweizerischer Gewerbeverband sgv 


Hins-Ulrich Bigler Dieter Kläy 
Direktor, Nationalrat Ressortleiter 
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Zwei Abkommen der Weltorganisation für geistiges Eigentum und Änderungen  


des Urheberrechtsgesetzes; Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Mit E-Mail vom 17. Dezember 2015 wurden wir zur Stellungnahme zum obengenannten Geschäft ein-


geladen. Für die uns dazu gebotene Gelegenheit danken wir Ihnen bestens. 


Da diese Frage gemäss Arbeitsteilung mit economiesuisse – Verband der Schweizer Unternehmen – 


in dessen Zuständigkeitsbereich fällt, verzichten wir auf eine eigene Eingabe. 


Mit freundlichen Grüssen 


SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND 


   
   


Prof. Dr. Roland A. Müller  Martin Kaiser 


Direktor      Mitglied der Geschäftsleitung 


Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 


EJPD 


3003 Bern 


 


 


 


Revision_URG@ipi.ch 



http://www.arbeitgeber.ch/






DOK 000 009 730 
SGBIUSS 


www.sgb.ch I www.uss.ch 
Schweizer ischer Gewerkschaf tsbund 
Union syndicale suisse 
Unione sindacale svizzera 
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Herr Emanuel Meyer 
Frau Sabrina Konrad 
Bundeshaus West 
3003 Bern 


Revision URG@ìpi.ch 


Bern, 31. März 2016 


Stellungnahme im Vernehmlassungsverfahren zur URG-Revision 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen, in obiger Sache Stellung nehmen zu können. 


Grundsätzliches 


Wir begrüssen eine Modernisierung des Urheberrechts, stellen jedoch fest, dass gewisse nötige 
Neuerungen im vorliegenden Entwurf fehlen, so insbesondere: 


• die Sicherung einer Vergijtung an die Urheberinnen und Urheber für das Zugänglichmachen 
von audiovisuellen Werken, 


• die Sicherung einer Vergütung an die Urheberinnen und Urheber für das Zugänglichmachen 
von journalistischen Werken, 


• die Anpassung der Schutzfrist für Leistungsschutzrechte an das EU-Niveau, 


• die Minderung der Ungleichbehandlung zwischen Urhebern, Urheberinnen und ausübenden 
Künstlern und Künstlerinnen bei der Berechnung der Vergütungsansätze, 


• das Folgerecht für bildende Künstlerinnen und Künstler beim Weiterverkauf ihrer Werke. 


Anderseits wurden im Vernehmlassungsentwurf neue Regulierungen der Verwertungsgesellschaf­
ten aufgenommen, die mit den betroffenen Sozialpartnern offenbar weder diskutiert noch von Sei­
ten der Nutzer oder Rechteinhaber gefordert wurden: Weil das bestehende Regelsystem bereits 
ausreichend und rechtsgenügend ist, lehnt der SGB eine Ausdehnung der Aufsicht über die Tätig­
keit der Verwertungsgesellschaften sowie der Tarifgenehmigung ab. 


Zu den ergänzenden Vorschlägen im Einzelnen 


Fehlende Vergütung für audiovisuelle Werke an die Urheberinnen und Urheber 


Online-Plattformen (Video on Demand) für Kino- und Fernsehfilme haben den Videoverleih weitest­
gehend abgelöst. Entsprechend müssen die Urheber- und Leistungsschutzrechte an diese techni­
sche Entwicklung angepasst werden, um der heutigen Internetnutzung gerecht zu werden. Diese 
Änderung fehlt im vorliegenden Entwurf. 
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Der SGB unterstützt deshalb die folgenden Ergänzungsanträge, betont jedoch, dass wir diese Re­
gelungen in der Optik der von uns vorgeschlagenen Änderungen von Art. 24 Abs. Ibis sowie 24d 
E-URG verstehen. Wir schliessen also explizit in den besagten Fällen Bibliotheken. Archive u.a. von 
diesen Vergütungen aus. 


Art. 13a (neu) Vergütungsanspruch fijr das Zugänglichmachen von audiovisuellen Werken 


1 Wer audiovisuelle Werke erlaubtenweise so zugänglich macht, dass Personen von Orten und 
Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben, schuldet den Urhebern und Urheberinnen dieser Werke 
hierfür eine Vergütung. 


2 Der Bundesrat kann bestimmte Kategorien von audiovisuellen Werken von diesem Vergü­
tungsanspruch ausnehmen. Kein Vergütungsanspruch entsteht bei Nutzungen nach den Arti­
keln 22a - 22c. 


3 Die Vergütungsansprüche sind unverzichtbar und stehen nur den Urhebern und Urheberinnen 
zu; sie können nur von zugelassenen VenA/ertungsgesellschaften (Art. 40 ff.) geltend gemacht 
werden. 


Art. 35a (neu) Vergütungsanspruch für das Zugänglichmachen von Darbietungen in audiovisuellen 
Werken 


1 Wer Darbietungen in audiovisuellen Werke erlaubtenweise so zugänglich macht, dass Perso­
nen von Orten und Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben, schuldet den ausübenden Künstlern 
und Künstlerinnen eine Vergütung. 


2 Kein Vergütungsanspruch entsteht bei der Nutzung von Firmenportraits und Industriefilmen, 
Werbe- und Promotionsfilmen, Musikvideos und Computerspielen sowie bei Nutzungen nach 
den Artikeln 22a - 22c. 


3 Die Vergütungsansprüche sind unverzichtbar und stehen nur den ausübenden Künstlern und 
Künstlerinnen zu; sie können nur von zugelassenen Verwertungsgesellschaften geltend ge 
macht werden. 


4 Ausländischen ausübenden Künstlern und Künstlerinnen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
nicht in der Schweiz haben, steht ein Anspruch auf Vergütung nur zu, wenn der Staat, in wel­
chem das audiovisuelle Werk produziert wurde, den schweizerischen Staatsangehörigen ein 
entsprechendes Recht gewährt. 


Fehlende Vergütung an die Urheberinnen und Urheber von journalistischen Werken 


Der Entwurf des Bundesrates enthält ebenso keine Bestimmungen über die unverzichtbaren Ver­
gütungsansprüche von Journalistinnen und Journalisten für die Nutzung ihrer Werke. Damit diesen 
bei Verwendung ihrer Werke eine angemessene Vergütung zukommt, schlägt der SGB folgende 
Ergänzung vor: 


Art. 13b (neu) Vergütungsanspruch für das Zugänglichmachen von journalistischen Werken 


7 Wer journalistische Werke erlaubtenweise so zugänglich macht dass Personen von Orten und 
Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben, schuldet den Urhebern und Urheberinnen dieser Werke 
hierfür eine Vergütung. 


2 Die Vergütungsansprüche stehen nur den Urhebern und Urheberinnen zu; sie können nur von 
zugelassenen Venwertungsgesellschaften (Art. 40 ff.) geltend gemacht werden. 







Harmonisierung der Schutzfrist 


2011 beschloss die EU die Änderung der Richtlinie 2006/116/EG betreffend Schutzdauer des Ur­
heberrechts und bestimmter verwandter Schutzrechte. Dadurch wurde die Schutzdauer des Leis­
tungsschutzrechts der Ausübenden und Produzenten von Tonträgern von 50 auf 70 Jahre verlän­
gert. 


Mit der Umsetzung der Richtlinie gelten in Europa für den Phonobereich nun andere Schutzfristen 
als in der Schweiz. Somit ist die Schweiz zu einer „Schutzfristinsel" geworden. Mit der anstehenden 
Revision des URG wäre diese Dissonanz einfach und elegant zu eliminieren. 


Sollte eine Anpassung an das EU-Schutzniveau nicht erfolgen, befürchten wir negative Konse­
quenzen, da Schweizer Künstlerinnen und Künstler gegenüber ihren europäischen Kolleginnen 
und Kollegen deutlich benachteiligt würden. 


Folgerecht 


Seit mehr als hundert Jahren fordern die Schweizer Künstlerinnen und Künstler die Einführung des 
Folgerechts, welches ihnen bei Weiterverkäufen ihrer Werke der bildenden Kunst und der Fotogra­
fie durch den Kunsthandel einen prozentualen Anteil am erzielten Preis zugesteht. Seit 1971 ist 
dieses Recht in der von der Schweiz unterzeichneten Berner IJbereinkunft enthalten, und 2001 hat 
die EU eine entsprechende Richtlinie verabschiedet, so dass heute alle Künstlerinnen und Künstler 
in der EU vom Folgerecht profitieren. Die Schweizer Kunstschaffenden gehen doppelt leer aus: 
Zum einen, weil sie bei Weiterverkäufen ihrer Werke im Inland keine Entschädigung erhalten und 
zum andern, weil sie bei Weiterverkäufen im gesamten EU-Raum davon ausgeschlossen sind. Die 
Einführung des Folgerechts kann diese Ungleichbehandlung endlich beheben. 


Bundesrat und Ständerat haben einem Postulat von Ständerat Werner Luginbühl zugestimmt 
(13.4083 Postulat „Erlös für Schweizer Künstlerinnen und Künstler"), welches einen Bericht einfor­
dert, in dem der Bundesrat darlegt, welche Lösungen möglich sind. Diese können für ein zeitge­
mässes Folgerecht wie folgt aussehen: 


• Das Folgerecht ist als unverzichtbarer Anspruch im Gesetz zu verankern. 


• Dem Folgerecht sollen Weiterverkäufe zu einem höheren Kaufpreis als dem zuletzt erzielten 
unterliegen. 


B Die Folgerechtsanteile sind von den Weiterverkäufern im Kunsthandel abzugelten. 


B Für den Einzug und die Verteilung der Entschädigungen an die Berechtigten ist eine Aus­
kunftspflicht zu umschreiben. 


B Das Folgerecht soll einfach und ohne grossen Aufwand zentral umgesetzt werden. Da bereits 
im bestehenden URG von den Vergütungen ein bestimmter Anteil in einen Fürsorgefonds der 
Venwertungsgesellschaften fliesst, würden bildende Künstlerinnen und Künstler vermehrt profi­
tieren. 


Die Bestimmungen zum Folgerecht sind im 2. Abschnitt des Urheberrechtsgesetzes (Verhältnis der 
Urheberschaft zum Eigentum am Werkexemplar) nach Art. 12 URG einzufügen, d.h. ein neuer Art. 
12a. 







Dazu macht der SGB folgenden Gesetzesvorschlag: 


Art. 12a Folgerecht 


1 Das Folgerecht gewährt dem Urheber bzw. der Urheberin für die Dauer des Urheberrechts­
schutzes ein unveräusserliches und unverzichtbares Recht auf Beteiligung am Verkaufspreis 
aus Weiterveräusserungen nach dem Erstverkauf ihrer Werke. 


2 Das Folgerecht gilt für alle Weiten/eräusserungen, an denen Vertreter und Vertreterinnen des 
Kunstmarktes als Vermittler, Käufer oder Verkäufer beteiligt sind. Sie haften solidarisch für die 
Folgerechtsentschädigung, die vom Weiterveräusserer bzw. der Weiterveräusserin geschuldet 
ist. Die Folgerechtsabgabe wird fällig bei jedem Weiterverkauf, bei dem der Weiterverkaufs­
preis im Vergleich zum Verkaufspreis, der der Weiterveräusserung vorangegangenen Ver­
äusserung, höher ist. 


3 Die Anspruchsberechtigten können innerhalb von fünf Jahren nach dem Zeitpunkt der Weiter­
veräusserung von jedem Vertreter und jeder Vertreterin des Kunstmarktes alle Auskünfte einho­
len, die für die Berechnung sowie für die Sicherstellung der Folgerechtentschädigung aus ei­
ner Weiterveräusserung erforderlich sind. Die Vertreter und Vertreterinnen des Kunstmarktes 
sind zur Erteilung aller für die Berechnung und Umsetzung der Folgerechtsansprüche erforder­
lichen Auskünfte verpflichtet. 


Stellungnahmen zu weiteren Punkten im Entwurf 


Art. 5 Abs. 1 lit. c E-URG Nicht geschützte Werke 


Der SGB fordert eine Präzisierung und die Einführung eines Edaubnistatbestands für die Publikati­
on von Archivgut, damit Archive, so z.B. das SGB-Archiv, ihre gesellschaftliche und soziale Funkti­
on vollständig erfüllen können. Deshalb braucht es u.E. eine Regelung bzw. Definition für Archivgut 
in Art. 5 URG als nicht geschützte Werke. 


Art. 13, Abs. 1 und 2 


Vermieten und Verleihen von Werkexemplaren 


Die Ergänzung dieses Artikels in Abs. 1 sowie im Titel, also dass neben dem Vermieten auch das 
kostenfreie Verleihen von Werkexemplaren an die Öffentlichkeit (vor allem durch Bibliotheken und 
Museen) vergütungspflichtig werden soll, wird vom SGB klar abgelehnt. 


Damit wird nämlich auch für den Fall der unentgeltlich zur Verfügung gestellten Werkexemplare 
(wie Bücher, Ton- und Ton bildträger, aber auch Werke der bildenden Kunst wie Bilder und Skulp­
turen, etc.) eine Vergütung an die Urheberin oder den Urheber geschuldet. Dies würde die Bil­
dungsarbeit von Bibliotheken und Museen erschweren oder gar verunmöglichen. 


Dasselbe gilt für das unentgeltliche E-Lending, das unter den gleichen Bedingungen wie die physi­
sche Ausleihe gemäss obigen Ausführungen u.E. keine Vergütungspflicht entstehen lassen darf. 


Art. 19 Verwendung zum Eigengebrauch 


Mit dem nun vorliegenden Art. 19 Abs. 3bis URG bnngt der Bundesrat eine lange Zeit geforderte 
Klärung, nämlich, dass auch „erlaubte Vervielfältigungen" unter diese Bestimmung fallen und nicht 
nur der erste Download. Allerdings hat der Bundesrat ohne Not und aus Sicht der Bibliotheken 
(auch der SGB betreibt eine) auf unerklärliche Weise die Bestimmung leider wieder eingegrenzt. 







Gemäss der vorgeschlagenen Regelung müssten demnach Bibliotheken, welche ihren Nutzern li­
zenzierte Zeitschriften, e-books und andere elektronische Werke anbieten, trotz Lizenzverträgen, 
gemäss welchen der Download und das Vervielfältigen bereits vergütet wird, nochmals Kopierver­
gütungen nach Art. 20 Abs. 2 URG entrichten, was eine unzulässige Mehrfachbelastung darstellt. 
Art. 19 Abs. 3bis E-URG muss u.E. somit folgendermassen lauten: 


„Vervielfältigungen, die beim Abrufen von erlaubtenweise zugänglich gemachten Werken herge­
stellt werden, sowie weitere vom Urheber vertraglich erlaubte Ven/ielfältigungen sind von den Ein­
schränkungen des Eigengebrauchs nach diesem Artikel sowie vom Vergütungsanspruch nach Ar­
tikel 20 Absatz 3 ausgenommen. " 


Art. 24 Abs. Ibis sowie Art. 24d 


Wir begrüssen die Ausweitung des Art. 24 Abs. Ibis E-URG auf den Kreis aller sog. Gedächtnisin­
stitutionen (als solche fungiert auch der SGB). Weiter begrüsst der SGB grundsätzlich die neue 
sog. Wissenschaftsschranke, lehnt allerdings eine Vergütungspflicht ab. 


Problematisch aus unserer Sicht ist, dass die vorgeschlagene Schranke gemäss Art. 24d Abs. 2 E-
URG mit einer Vergütung einhergehen soll, was der SGB, der eine öffentlich zugängliche Biblio­
thek und ein Archiv betreibt, aus mehreren Gründen ablehnt: Die Bibliotheken müssen heute 
schon die Lizenzen für wissenschaftliche Datenbanken, e-journals und andere elektronische Medi­
en bezahlen (ausser Werken in open access). Eine zusätzliche Vergütung für die Nutzung von Tex­
ten würde eine weitere Belastung im wissenschaftlichen Publikationsbereich bedeuten. 


Art. 24e Bestandesverzeichnisse 


Wir sind mit der vorliegenden Formulierung einverstanden. 


Art. 37a Rechte des Herstellers oder der Herstellerin von Pressefotografien 


Der SGB schlägt folgende Alternativregelung vor betreffend Definition und Bestimmungen zur 
Schutzfähigkeit von Presse-Fotografien: 


Art. 34a) Schutz von Lichtbildern 


Lichtbilder sind Fotografien, ähnlich wie Fotografien hergestellte Erzeugnisse, die in Bezug aufdie 
Gestaltung keinen individuellen Charakter aufweisen und deshalb vom Schutz nach Art. 2 URG 
ausgeschlossen sind. Für sie gelten die Art. 9-28 URG sinngemäss. Nachahmungen von Lichtbil­
dern sind erlaubt. 


Die reduzierte Schutzfrist wird in Artikel 39 wie folgt geregelt: 


Art. 39 


1 Der Schutz beginnt mit der Darbietung des Werks oder der Ausdrucksform der Volkskunst durch 
die ausübenden Künstler und Künstlerinnen, mit der Veröffentlichung des Lichtbildes oder des 
Ton- oder Tonbildträgers oder mit deren Herstellung, wenn keine Veröffentlichung erfolgt, sowie 
mit der Ausstrahlung der Sendung; er erlischt nach 50 Jahren. 







Art. 40-43 Bewilligungspflicht und Bundesaufsicht 


Vor allem durch die neu formulierten Artikel 40 und 41 will der Bundesrat die Aufsicht über die 
Venwertungsgesellschaften massiv ausweiten. Sie würde zu einer Verstaatlichung der kollektiven 
Verwertung führen. Neben der bisherigen Rechtskontrolle soll zusätzlich eine Angemessenheits­
prüfung eingeführt werden. Diese Vorschläge lehnen wir entschieden ab, da die bestehende Auf­
sichtsregelung zweckmässig und angemessen ist. Das bisherige System funktioniert gut und bein­
haltet bereits unterschiedliche Kontrollmechanismen auf verschiedenen Ebenen. 


Aus Sicht der professionellen Kulturschaffenden ist einmal mehr zu betonen, dass diese Verwer­
tungsgesellschaften als privatrechtliche Gesellschaften (sei es in der Form einer Genossenschaft 
oder eines Vereins) ihnen gehören und dass letztlich sie als deren Mitglieder in erster Linie (über 
die Ausübung ihrer Mitgliedschaftsrechte) die Geschäftsführung der Gesellschaften bestimmen 
und kontrollieren. Die bestehenden Regeln für die Aufsicht über die kollektive Verwertung sind 
ausreichend (Das Institut für Geistiges Eigentum prüft die Geschäftsführung und genehmigt die 
Verteilungsreglemente; die Eidgenössische Schiedskommission prüft und genehmigt die Tarife). 
Jede weitere Ausdehnung der staatlichen Aufsichtskompetenzen wäre ein unzulässiger Eingriff in 
die Eigentumsgarantie und Wirtschaftsfreiheit der Urheberinnen und Urheber. 


Zusammenfassend: die bestehenden Artikel 40-43 sind nicht zu ändern. 


Art. 43a Freiwillige Kollektiwerwertung 


Der SGB begrüsst die Einführung der „Freiwilligen Kollektivverwertung". Wir erachten die vorge­
schlagene Umsetzung als falschen Lösungsansatz und schlagen zusammen mit den Branchenge­
werkschaften ein anderes Modell vor. 


Neu soll das Modell der freiwilligen kollektiven Verwertung eingeführt werden. Als Vorbilder wur­
den skandinavische Lösungen (Extended Collective License) genommen. Doch bereits der Begriff 
„Freiwillige Kollektiwenwertung" ist im Kontext des schweizerischen URG verwirrend. Denn es ist 
nicht zwischen „obligatorischer" und „freiwilliger" Kollektiwen/vertung, sondern zwischen „bewilli-
gungspfiichtiger" und „nicht bewilligungspfiichtiger" Kollektiwenwertung zu unterscheiden. Folglich 
sollte unter der nicht bewilligungspfiichtigen Kollektiwenwertung die Möglichkeit für eine „Erweiter­
te Kollektivlizenz" geschaffen werden. Der nachfolgende Vorschlag regelt den Mechanismus in 
zwei separaten Artikeln. 


Nicht akzeptabel ist, dass bei der freiwilligen kollektiven Venwertung bzw. der enweiterten Kollektiv­
lizenz die Tarifvorschriften nach Art. 55 - 60 URG zur Anwendung kommen sollen. Hier besteht ein 
extremer Widerspruch, denn die freiwillige Kollektiwerwertung basiert im Wesentlichen auf indivi­
duell verhandelten Verträgen oder Lizenzbedingungen, wozu die Kriterien der Tarifvorschriften un­
tauglich sind - oder solch flexible, auf die speziellen Nutzungen angepassten Lösungen sogar ver­
unmöglichen. 


Der SGB schlägt im Einklang mit den Branchengewerkschaften folgende Neuformulierung von Art. 
43a vor: 


2. Kapitel: Bewilligungsfreie Kollektivvenwertung 


Art. 43a Freiwillige Kollektiwenwertung 


Abs. 1: Die Verwertung anderer als der in Art. 40 genannten Rechte bedarf keiner Bewilligung. 







Abs. 2: Auf Verträge, welche im Rahmen dieser freiwilligen Kollektiwerwertung abgeschlossen 
werden, finden die Bestimmungen des 3. Kapitels keine Anwendung. 


Artikel 43b Enweiterte Kollektivlizenz 


Abs. 1: Venwertungsgesellschaften können für die Verwendung einer grösseren Anzahl von 
Werken und geschützten Leistungen in den von ihnen betreuten Verwertungsbereichen 
die ausschliesslichen Rechte, für deren Venwertung sie nicht der Bewilligungspflicht von 
Artikel 40 Absatz 1 unterstehen, auch für Rechtsinhaber und -inhaberinnen wahrneh­
men, die ihnen nicht angeschlossen sind. 


Abs. 2: Rechtsinhaberinnen und Rechtsinhaber können von der lizenzierenden Verwertungsge­
sellschaft jederzeit verlangen, dass ihre Rechte von einer bestimmten Kollektivlizenz 
ausgenommen werden; die Anwendbarkeit dieser Kollektivlizenz auf die betreffenden 
Werke oder Leistungen endet mit dem Zugang der Ausnahmeerklärung. 


Abs. 3; Auf solche Kollektivlizenzen finden die Vorschriften über die Aufsicht über die Tarife (Ar­
tikel 55 ff.) keine Anwendung; hingegen sind Erlöse aus diesen Venwertungen nach den 
Grundsätzen des Artikel 49 zu verteilen. 


Art. 48 Abs. 1 Verteilungsreglement 


Eine Angemessenheitsprüfung durch die Aufsichtsbehörde beim Verteilungsreglement soll auch 
inskünftig nicht vorgenommen werden. Dazu sind die jeweiligen Organe in den Verwertungsgesell­
schaften, in denen die Berechtigten ihre kompetenten Vertreter haben, zuständig. Es ist somit Sa­
che der Berechtigten, über die angemessene Aufteilung der ihnen zustehenden Entschädigungen 
zu entscheiden. Das IGE kann die Rechtmässigkeit und den Aufbau der Verteilungsreglemente be­
reits nach heutigem Recht prüfen; mehr ist gesetzlich nicht vorzusehen. Der SGB sowie die Bran­
chengewerkschaften sprechen sich gegen eine solche Ausweitung der Aufsicht aus. Die beste- . 
henden Regelungen sollen beibehalten werden. 


Art. 51 Zur Effizienz der Kollektiwerwertung 


Der SGB begrüsst die Änderungen von Art. 51 URG. Allerdings könnte die Efl'izienz der Kollektiv­
verwertung zusätzlich verbessert werden, indem man die nationalen und kantonalen Registerämter 
dazu verpflichtet, Daten herauszugeben, die für die Ausarbeitung und Durchsetzung der Tarife -
in den unter Bundesaufsicht stehenden Bereichen - notwendig sind (wie zum Beispiel der Emp­
fang von Sendungen, Art. 22 URG, oder die Bestimmungen zum Eigengebrauch in Betrieben, Art. 
19 Abs. 1 lit. c URG). Da dadurch letztendlich den Berechtigten höhere Entschädigungen aus der 
Umsetzung der Tarife durch die Venwertungsgesellschaften zukommen, fordert der SGB eine ent­
sprechende Ergänzung zu Artikel 51. 


Art. 52 und 53 Abs. 1 


Der SGB beurteilt eine allgemeine Ausweitung der Aufsicht über die gesamte Tätigkeit der Verwer­
tungsgesellschaften als problematisch. Vor allem die Ausweitung der Aufsicht auch auf die Ange­
messenheit der Geschäftsführung (Art. 53 Abs. 1) ist abzulehnen. Die bisherige Aufsicht be­
schränkt sich - zu Recht - auf die Rechtmässigkeitskontrolle. Eine Prüfung auf die Angemessen­
heit der Geschäftsführungen stellt einen unzulässigen Eingriff in die Rechte der den Gesellschaften 
als Mitglieder beigetretenen Urheberinnen und Urheber, Interpretinnen und Interpreten dar. 







Art. 60 Abs. 2 Grundsatz der Angemessenheit 


Die aktuelle gesetzliche Lösung in Abs. 2 von Art. 60 mit den Höchstgrenzen für die Urheberrechte 
und die Leistungsschutzrechte von 10% bzw. 3% legt einerseits starre Grenzen für die Entschädi­
gung der Urheber und Leistungsschutzberechtigten fest, andererseits führt sie zu fixen Grenzen im 
Verhältnis der beiden Vergütungen. 


Verschiedene Gründe sprechen in den Augen der betroffenen Kulturschaffenden und Interpretin­
nen gegen die derzeitige Lösung: 


a Art. 60 Abs. 2 URG enthält einen inneren Widerspruch: Einerseits venweist er auf das Kriterium 
der Angemessenheit, andererseits schränkt er diese Freiheit durch die Definition von Schran­
ken ein, sowohl nach oben als auch im Verhältnis der beiden Rechte. 


B • Die Regelung stellt eine Selbstdiskriminierung der Rechtsinhaber dar und führt zu einem 
Standortnachteil für einheimische Berechtigte und unser Kulturschaffen. 


B Die Kappung bildet einen Widerspruch zur Vertragsfreiheit ohne Eingriff des Staats - dem 
obersten Grundsatz des Privatrechts. 


B Die Regelung in Art. 60 Abs. 2 URG bewirkt, dass die Rechtsinhaber im staatlich kontrollierten 
Markt der kollektiven Verwertung massiv schlechtere Vergütungen erhalten als in vergleichba­
ren Märkten mit individueller Verwertung. 


B Die schweizerische Lösung statuiert in der Praxis eine europaweit einmalige Schlechterstellung 
der leistungsschutzberechtigten Interpreten und Produzenten gegenüber den Urhebern: Die 
Mehrzahl der europäischen Länder kennt eine hälftige Teilung zwischen Urhebern und Leis­
tungsschutzberechtigten (Bsp. Phono: Österreich, Bulgarien, Tschechien, Finnland, Frankreich, 
Deutschland, Italien, Niederlande, Polen, Slowakei, Spanien), während weitere Staaten Anteile 
von 60% und mehr für die Leistungsschutzberechtigten vorsehen (Bsp. Phono: Belgien, Däne­
mark, Estland, Ungarn, Island, Lettland, Litauen, Portugal, Rumänien, Slowenien, Schweden). 
Anteile von unter 50% erhalten die Leistungsschutzberechtigten nur in Griechenland (45%) und 
der Schweiz (25%). 


Die Frage einer möglichen Flexibilisierung von Art. 60 Abs. 2 URG war auch Gegenstand der im 
Dezember 2015 eingereichten Interpellation „Modernisierung vervollständigen dank Vertragsfrei­
heit" (15.4211 ) von Beat Jans. 


Wir schlagen zusammen mit den Branchengewerkschaften eine Anpassung von Art. 60 Abs. 2 
URG mit folgendem Wortlaut vor: 


Abs. 2 Die Entschädigung ist so festzusetzen, dass die Berechtigten bei einer wirtschaftlichen 
Venwaltung ein angemessenes Entgelt erhalten. 


Artikel 60 URG neuen Absatz 2bis 


"2bis Die Vergütungen nach Artikel 20 Absätze 2 und 3 sind so festzusetzen, dass der durch die 
Einschränkung der Vervielfältigungsrechte den Berechtigten entgangene Ertrag angemessen er­
setzt wird. " 







Ratifizierung internationaler Abkommen 


Der SGB begrüsst die Ratifizierung des Vertrags von Peking über den Schutz von audiovisuellen 
Darbietungen sowie des Vertrags von Marrakesch. 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung der oben gemachten Ausführungen. 


Freundliche Grüsse 


SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 


Paul Rechsteiner Luca Cirigliano 
Präsident Zentralsekretär 





